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I. POLITISCHE FRAGEN 

A. Allgemeine Bemerkungen 

1. Entwicklung und Situation des Europarates 

Im Mai des Berichtsjahres fand in London die 
Feier des 20. Jahrestages der Gründung des 
Europarates sUtt, der der erste Zusammenschluß 
europäischer Staaten zu einer ständigen inter­
nationalen Organisation war. Aus diesem Anlaß 
dürfte eine Analyse der Arbeitsweise, Bedeutung 
und Ausbaumöglidlkeiten des Europarates, aber 
aum der Hemmnisse, die seiner Tätigkeit ent­
gegenstehen, geboten sein. 

Es war Winston Churmill, der 1948 auf dem 
großen Europakongreß im Haag den Grund­
stein zur Europäismen Bewegung legte, aus wel­
dler die Gründung des Europarates resultierte. 

Sdlon das Statut - ein Kompromiß zwismen 
weitreimenden Hoffnungen und zögernder Poli­
tik manmer Regierungen - legte fest, daß ein 
Ministerkomitee die Regierungen der Mitglied­
staaten zu vertreten hätte, dem die Entscheidun­
gen vorbehalten sind. 

Die Beratende Versammlung hat lediglich das 
Recht, Ratsmläge zu erteilen bzw. Empfehlungen 
auszuspremen. Aber allein die Tatsache, daß sich 
bislang 18, seit dem Austritt Griemenlands im 
Dezember des Berimtsjahres 17 parlamentarisme 
Delegationen in diesem Rahmen treffen, ist 
bedeutungsvoll genug. Dazu kommen nom die 
Kontakte mit einigen imtmitgliedstaaten 
(wobei vor allem Finnland und seit jüngster Zeit 
auch Jugoslawien, weniger Spanien und in nom 
geringerem Ausmaß Portugal zu nennen sind), 
die sidl vor allem an den kulturellen Aktivitäten 
des Europarates beteiligen. 

Die Beratende Versammlung, ein europäisches 
politisdles Forum, ist für die Neutralen von 
besonderer Bedeu tung. Deren Stellung im Rah­
men der europäischen Integration war anfänglim 
nimt immer verstanden, ja gelegentlim sogar 
einer Kritik unterzogen worden. Gerade im 
Europarat ist diese Haltung inzwismen einer 
durmaus positiven Wertung gewimen. Selbst für 
den Ablauf der Südtirolverhandlungen zeigte 
sim eine Art positive Sekundärwirkung, was im 
übrigen aum für das Sdlicksal Zyperns und 
andere europäisme Probleme gilt. Hier darf auf 
eine gemeinsame englism-irisme Initiative im 
Beridltsjahr hingewiesen werden, die den Smutz 
der Menschenred1te in Nordirland im Auge hatte 
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und ein gemeinsames Interesse beider in den 
dortigen Konflikt indirekt hineingezogenen Staa­
ten dokumentierte. 

Auch weltweite Probleme wurden im Berimts­
jahr im Europarat erörtert, sodaß es zu einem 
fruchtbaren Meinungsaustausm zwisdlen den Ab­
geordneten der Mitgliedstaaten, gelegentlim auch 
mit prominenten Gästen aus anderen Kontinen­
ten, kam. 

Wenn audl den Debatten, Empfehlungen, Stel­
lungnahmen, Entsmließungen und Anregungen 
des Konsultativorgans des Europarates keine Ver­
bindlimkeit 'Zukommt, so ist die Beratende Ver­
sammlung doch zum Ausgangspunkt vielfältiger 
und oftmals fruchtbringender Initiativen gewor­
den. So konnte der Europarat auf zahlreimen 
Gebieten europäisdle Lösungen vorbereiten und 
oft aum durmsetzen; dies etwa bei der Befrei­
ung des Verkehrs von überflüssigen Sm ranken, 
bei der Harmonisierung des Remtswesens, der 
Intensivierung der Zusammenarbeit auf dem Ge­
biet der Volks gesundheit. Es gab eine sogenannte 
"Politik der kleinen Smritte" auf zahlreimen 
kulturellen, sozialen und wirtsmaftlimen Sek­
toren. So wurden die europäisdlen Staaten 
- leider oft unbemerkt von der Offentlimkeit -
in zahl reimen, wenn aum meist begrenzten Aktio­
nen, in vielfältigen Bereichen einander näher­
gebracht, ja miteinander verklammert. 

imt immer zeigte sim das Ministerkomitee 
gewillt, den Vorschlägen und Empfehlungen der 
Beratenden Versammlung zu folgen. Im großen 
und ganzen waren jedom beide Einrichtungen 
trotz gelegentlidler wemselseitiger Kritik be­
strebt, ihre Zusammenarbeit zu intensivieren 
und zu systematisieren. Im übrigen ist ja aum 
die Initiative der Beratenden Versammlung auf 
dem Gebiet der Integration in diversen Fam­
bereichen nidlt deren einziges Feld bedeutender 
Tätigkeit. Die europäismen Abgeordneten nützen 
audl die Möglimkeit, in die Gestaltung der euro­
päismen Politik einzugreifen, wie sim dies etwa 
in der Griemenlandfrage zeigte. Sie sind bemüht, 
einen möglimst gemeinsamen Standpunkt zu er­
arbeiten, der simerlich die Gipfelkonferenz der 
Europäismen Gemeinschaften im Dezember 1969 
nimt unbeeindruckt ließ. Sie führen Debatten 
über Weltprobleme und deren Rückwirkung auf 
Europa durm. 

Besonders erfreulim ist in diesem Zusammen­
hang die Feststellung, daß die Beratende Ver-
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sammlung, deren Mitglieder nach dem Alphabet 
und nicht nach nationaler oder politischer Zuge­
hörigkeit getrennt sitzen, meist über alle Grenzen 
der politischen Meinung und der staatlichen Ver­
schiedenheit hinweg Gemeinsamkeiten erarbeiten 
konnte. 

Es wäre wohl zu optimistisch zu behaupten, 
daß der Europarat in den 20 Jahren seines Be­
stehens alle Erwartungen voll und ganz erfüllt 
hätte. Zweifellos funktioniert die Kooperation 
in den Fachbereichen besser als auf dem politi­
schen Sektor. Die Tatsache, daß der Europant 
nach wie vor das Bindeglied zwischen den Mit­
gliedstaaten der EWG, der EFTA und anderen 
demokratischen europäischen Ländern ist, hat ihn 
aber noch nicht zur Plattform der wirtschaft­
lichen, geschweige denn der politisdlen Einigung 
Europas gemadlt. Dennodl wurden vielfältige 
Fortsd1ritte erreicht, Lösungen erarbeitet und 
andere Fragen einer Lösung nähergebracht. 

Die Beratende Versammlung wurde von den 
einzelnen Mitgliedstaaten fast stets mit Abgeord­
neten beschickt, die ohnedies eindeutige Anhän­
ger der europäischen Einigung waren. In dem 
freundsdlaftlichen, europaorientierten Klima der 
Beratenden Versammlung wurden Zögernde 
zusätzlidl gewonnen, was sidl in den nationalen 
Parlamenten wiederum zugunsten einer gesamt­
europäischen Tendenz auswirkte. 

icht nur als Katalysator allgemein wertvoller 
Gedanken, als gesamteuropäisdles Bindeglied, 
sondern auch als Forum der Entspannungsidee 
hat die Beratende Ver ammlung ihre Bedeutung. 
Sowohl in diesem Gremium als auch in jenem 
des Ministerkomitees sind die Fragen der West­
Ost-Beziehungen ein ständiger Punkt der Tages­
ordnung geworden und die Bemühungen viel­
fältig, für ein Gespräch mit osteuropäischen Län­
dern ein günstiges Klima zu schaffen, wobei 
freilidl die Ereignisse vom August 1968 in der 
CSSR einen Rücksdllag bedeuten. Im Beridns­
jahr stand die Erörterung der Entspannungsfrage 
in beiden Gremien stark unter den Aspekten der 
in Diskussion stehenden Sicherheitskonferenz für 
Europa. 

Der Ablauf europäischer Konferenzen im rein 
technischen Bereich läßt auf weite Sidlt eine 
verstärkte Zusammenarbeit aller europäischen 
Staaten dort erhoffen, wo keine ideologischen 
Meinungsunterschiede und gesellsdnftspolitischen 
Differenzen eine soldle Kooperation gefährden. 
Die Problematik der Luft- und Wasserverseu­
chung mag als Beispiel für einen solchen Sektor 
erwähnt werden. 

Osterreichischerseits haben sich bei aller Unter­
streidlung, daß das neutrale Osterreidl fest auf 
dem Boden einer freiheitlich-demokratisdlen 
Lebensordnung steht, sowohl die Bundesregie­
rung als audl die Abgeordneten vielfach zum 
Sprecher solcher Überlegungen gemacht. 

überhaupt war die österreichische Aktivität im 
Berichtsjahr - wie auch schon in den früheren -
auf allen Sektoren höchst beachtlich. Sie ermög­
lichte es zweifellos auch, daß im Jahr 1969 ein 
Osterreidler Generalsekretär des Europarates 
werden konnte. 

Die Aktivitäten des Europarates waren auch 
im Berichtsjahr weit gespannt. Sie betrafen Fra­
gen der Politik ebenso wie der Wirtsdnft und 
Landwirtschaft, Probleme der Entwicklungshilfe 
eben 0 wie solche des Verkehrs, der Kultur und 
des Rechtswesens, soziale Domänen wie das 
Flüchtlingswesen, das Schicksal der Fremdarbei­
ter; solche der Volksgesundheit wurden ebenso 
behandelt wie in steigendem Maße die Zusam­
menarbeit der regionalen Organisationen und 
der Gemeinden, um nur einiges aus dem weiten 
Bereidl zu berichten. Diese komplementäre Mis­
sion Straßburgs fand wieder in einer wachsenden 
Zahl von europäischen Verträgen ihren ieder­
sdllag, die im Anhang zu diesem Bericht unter 
Berüd, idltigung der österreich ischen Beteiligung 
übersichtlidl dargestellt sind. 

Die Bundesregierung steht grundsätzlich auf 
dem tandpunkt einer möglichst großen Beteili­
gung Osterreichs an diesen Verträgen - in jenem 
Gei te einer intensiven Mitarbeit Osterreichs im 
Eur parat, der audl stets die Arbeit der öster­
reichi chen Abgeordneten in der Beratenden Ver­
sammlung owie die ö terreichischen Stellung­
nahmen im Ministerkomitee in piriert hat. Daß 
die Europäisdle Sozialcharta im Berichtsjahr rati­
fiziert werden konnte, sei als positiver Beweis 
für die e Tendenz besonder erwähnt. 

2. Das Arbeitsprogramm des Europarates 

Das auf eine Initiative des früheren General­
ekretär des, Europarates zurückgehende zwi­

sdlenstaatliche Arbeitsprogramm hat sidl rund 
fünf Jahre nach seiner Einführung voll bewährt. 

Die vorher zweifellos verwirrende Vielfalt der 
Initiativen des Europarates wurde dadurdl über­
schaubar und klar gefaßt. 

Da Arbeitsprogramm ist nunmehr auf einen 
zweijährigen Rhytmu umgestellt worden. Es 
umfaßt die Bearbeitung zahlreicher Fadlpro­
bleme, wozu das Ministerkomitee Sachverständige 
aus den Mitgliedstaaten heranzieht, die entweder 
in ständigen oder in Ad-hoc -Ausschüssen arbei­
ten. 

Auch die Kooperation in gewisser Hinsidlt 
autonomer Organe sei hier erwähnt, so in der 
Europäischen Kommission und im Europäisdlen 
Gerichtshof für Menschenrechte, im Rat für kul­
turelle Zusammenarbeit (CCC), der neben ande­
ren kulturellen Aktivitäten den Kulturfonds ver­
waltet, im Komitee für juridische Zusammen­
arbeit ( CD, in den sogenannten "Teilabkom­
men" u. a. m. 
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Zudem obliegt es dem Europarat, das Sekre­
tariat für verschiedene gewissermaßen affilierte 
Ministerkonferenzen wahrzunehmen, die aller­
dings institutionell außerhalb des Rahmens der 
Straßburger Organisation stehen. Dies gilt für die 
bereits als fest bestehend geltenden europäischen 
Konferenzen, wie jene der Justizminister und jene 
der Erziehungsminister, aus deren Beschlüssen 
sich laufend neue Anregungen für die zwischen­
staatlidle Tätigkeit des Europarates ergeben. Aber 
auch die im ovember des Berichtsjahres zusam­
mengetretene Konferenz der für den Schutz und 
die Wiederherstellung historisch oder künstle­
risch wertvoller Gebäude und Anlagen verant­
wortlichen Minister gehört in diesen Rahmen, 
ebenso wie die Anfang 1970 zusammengetretene 
große europäische aturschutzkonferenz von 
Straßburg oder auch die Konferenz der für Fra­
gen der Raumordnung zuständigen Minister, 
welche im Herbst 1970 in Bonn stattfinden wird. 

Das zwischenstaatliche Arbeitsprogramm des 
Europarates, welches unter dem Titel "Der 
Mensch in der europäischen Gesellschaft" für die 
Jahre 1969/70 am 5. Mai 1969 vom Minister­
komitee verabschiedet und inzwischen veröffent­
licht wurde, gliedert sich in folgende Abschnitte: 

1. Wirtschaftsstruktur, 

2. Rechtswesen und Verbrechensvorbeugung, 
Menschenrechte, 

3. Sozialordnung und Sozialarbeit, 

4. Gesundheit und Hygiene, 

5. Physische und biologische Umwelt lmd natür-
liche Hilfsquellen, 

6. Ortliche Lebensbedingungen, 

7. Unterrichtswesen und Wissensdlaft, 

8. Kulturelle Entwicklung, Jugendarbeit, Er­
wachsenenbildung und sportlidle Betätigung. 

Die Veröffentlidlung weist audl auf die Ent­
sdlließung (69) 17 betreffend Genehmigung dieses 
Arbeitsprogramms und die Antwort des Mini­
sterkomitees auf die Empfehlung 516 der Bera­
tenden Versammlung hin, weldl letztere die ver­
besserte Zusammenarbeit mit der Beratenden 
Versammlung auf diesem Sektor zum Ziele hat. 

Ebenso werden Teilabkommen, zwischenstaat­
liche Ausschüsse sowie Texte der Beratenden Ver­
sammlung, die sidl auf das Arbeitsprogramm be­
ziehen, in dieser Broschüre angeführt. 

Das Arbeitsprogramm ist somit eine seit eini­
gen Jahren gut eingeführte Neuerung, die es audl 

ichtmitgliedstaaten, vor allem europäischen, er­
möglidlt, abzuwägen, inwieweit sie eine Beteili­
gung an den Facharbeiten erwägen können. Fer­
ner ist durch diese Systematik eine gewisse Ergän­
zung zum Wirken der Vereinten Nationen gege­
ben. 

Das Arbeitsprogramm ist sowohl hinsichtlidl 
dieser Methode als auch hinsichtlich der zu er­
reichenden Ziele durdlaus entwicklungsfähig. In 
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der bereits zitierten Empfehlung 516, welche im 
Oktober 1968 verabschiedet wurde und an die 
hier erinnert werden darf, da sie auch im Berichts­
jahr Thema der Behandlung zwischen Beratender 
Versammlung und Ministerkomitee war, hat letz­
teres die Auffassung vertreten, daß der Europa­
rat die Rolle einer regionalen Organisation zur 
friedlichen Entwicklung der europäischen Gesell­
schaft zu übernehmen hätte. Aus diesem Geiste 
heraus sollte das Arbeitsprogramm durch eine 
dynamische und in die Zukunft projizierte Kon­
zeption dlarakterisiert werden. überall wo die 
Auswirkungen des technisdlen Fortschrittes be­
sonders spürbar werden, gilt es zweifellos, über 
die Landesgrenzen hinaus die Probleme der letz­
ten ] ahrzehnte des 20. Jahrhunderts im größeren 
europäischen Rahmen und im Weg der zwisdlen­
staatlichen Zusammenarbeit in Angriff zu neh­
men. Gerade die verhältnismäßige Kleinheit der 
europäischen Länder ist ein zusätzliches Argu­
ment, diese Kooperation so zu gestalten, daß sie 
einer auf europäische Dimensionen erweiterten 
Gesellschaft gerecht werden kann. 

3. Zur Wahl des neuen Generalsekretärs Bundes­
minister a. D. Dr. Lujo Toncic-Sorinj 

Nachdem die Beratende Versammlung im drit­
ten Abschnitt der 20. Sitzungsperiode auf Grund 
einer Empfehlung des Ministerkomitees mit gro­
ßer Mehrheit beschlossen hatte, das Mandat von 
Generalsekretär Peter Smithers um sechs Monate, 
das heißt bis zum 15. September 1969, zu ver­
längern, erfolgte die Neuwahl Mitte Mai, die 
einen Erfolg des österreichisdlen Kandidaten, des 
früheren Außenministers Dr. Lujo Toncic­
Sorinj, brachte. 

Dr. Toncic verdankte seinen Erfolg seinen 
langjährigen Kontakten im Europarat; dieser 
stellt aber auch eine Bestätigung der österreichi­
schen Position im Europarat dar. 

Bundesminister a. D. Dr. Lujo Toncic-Sorinj 
trat am 15. September 1969 sein neu es Amt an. 
In den ersten Monaten seiner Tätigkeit übernahm 
er im großen und ganzen das gute System seines 
Vorgängers und intensivierte die Kontakte zu 
den anderen internationalen Organisationen. So 
besuchte Generalsekretär Dr. Toneie Mitte Okto­
ber die Vereinten ationen in New York sowie 
Washington. Ein Ergebnis dieser Bespredmngen 
war die Teilnahme zweier Stellvertretender Gene­
ralsekretäre der Vereinten ationen an der Ta­
gung der Beratenden Versammlung im Jänner 
1970. 

Mitte November besuchte Generalsekretär 
Dr. Toneie das italienische Außenministerium 
und die FAO in Rom, ferner das britische und 
ansdlließend das irisdle Außenministerium. In 
Dublin hielt Dr. Toneie vor dem Irischen Rat 
für die europäische Bewegung einen Vortrag. 
Nach der Teilnahme an der Brüsseler Minister­
konferenz, die sich mit der Erhaltung historisdler 
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Gebäude beschäftigte, stattete Dr. Toneie Wien 
einen offiziellen Besudl ab, wo er vom Bundes­
präsidenten empfangen wurde und mit Mitglle­
dern der Bundesregierung zusammentraf; v r der 
Osterreichischen Liga für die Vereinten ationen 
hielt er einen Vortrag über die politische Auto­
nomie internationaler Organisationen. 

4. Die Zusammenarbeit des Europarates mit den 
Vereinten Nationen 

ach dem Besuch von eneralsekretär U Thant 
im Mai 1966 in traßburg ge taltete sich die Zu­
sammenarbeit zwisdlen der Weltorganisati n und 
dem Europarat enger. 

Sowohl im Gremium der Minister wie audl in 
der Beratenden Versammlung wurde die Frage 
der Zusammenarbeit zwischen dem Europarat 
und dem weltweiten Forum der Vereinten atio­
nen mehrfach erörtert. 

Das Ministerkomitee fand e1l11ge Male Gele­
genheit, die Beziehungen zwisdlen dem Europa­
rat und den Vereinten ationen bzw. deren 
Sonderorganisationen zu behandeln. Mit Befri e­
digung wurde die sich zwisdlen diesen Institu­
tionen abzeichnende enge Zusammenarbeit zur 
Kenntnis genommen und festgestellt, daß der 
Europarat dadurch in die Lage versetzt worden 
sei, sich auf verschiedenen Gebieten an der Arbeit 
der Vereinten Nationen zu beteiligen. Weiterhin 
betonten die Minister den Wert einer Intensivie­
rung des Informations- und Meinungsaustausches 
zwischen den Delegationen der Mitgliedstaaten 
des Europarates in New York, die bereits dem 
früheren Generalsekretär Smithers ein widltiges 
Anliegen war. 

Auf seiner 44. Tagung am 5. und 6. Mai 1969 
bestätigte das Ministerkomitee, daß die engen 
Beziehungen beider Organisationen auf be­
stimmten fachlichen Gebieten, so vor allem im 
rechtlichen Bereich, gute Voraussetzungen für die 
Beratungen zwischen den Mitgliedsregierungen 
des Europarates schaffen und damit auch die Dis­
kussion bestimmter Fragen innerhalb der Verein­
ten Nationen erleichtern. 

Das Ministerkomitee gab dem Wunsdl Aus­
druck, dieses Verfahren zur Beratung ted1l1ischer 
Angelegenheiten von allgemeinem Interesse möge 
fortgesetzt werden. Ebenso wur.de die Konsulta­
tion der Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten 
des Europarates bei den Vereinten anonen be­
jaht. 

Die 45. Tagung des Ministerkomitees am 12. 
und 13. Dezember in Paris kam - da sich die 
dortige Diskussion in erster Linie mit der Lage 
in Griedlenland und den Beziehungen zu den 
osteuropäischen Ländern beschäftigte - nidlt zu 
der ursprünglich vorgesehenen Erörterung der 
Kontakte zu den Vereinten ationen. Immerhin 
konnte der Besuch des Generalsekretär im 
Hauptquartier der Vereinten Nationen und seine 

Kontakte mit dem U -Generalsekretär und lei­
tenden UN-Beamten positiv zur Kenntnis ge­
nommen werden. 

5. Der Ellroparat und die Entspannungspolitik 

Da dem Europarat eine Reihe neutraler Staa­
ten angehören und sein Statut die Behandlung 
militäri cher Fragen nicht vorsieht, erscheint er 
als Instrument zur Anbahnung von Ost-West­
Kontakten besonders geeignet. Dazu kommt, daß 
Konferenzen und Konventionen in vielen, von 
ideologischen Überlegungen nidlt berührten Be­
reidlen die Möglidlkcit für eine pragmatisdle 
Zu ammenarbeit mit den kommuni tischen Staa­
ten Os.rcllropas bieten. 

Darüber hinaus obliegt es einer eits den Ver­
tretern der nationalen Parlamente in der Bera­
tenden Versammlung und andererseits den 
Außen ministern im Ministerkomitee, die ver­
schiedenen bilateralen Kontakte ihrer Länder mit 
den kommunistischen taaten Osteuropas zu er­
örtern, auf diesem Wege zur gegenseitigen Infor­
nlation beizutragen und auf Möglidlkeiten zu 
einer Harmonisierung hinzuweisen. 

Die sich seit etwa 1964 immer enger gestalten­
den Kontakte mit den kommunistisdlen Ländern 
Osteuropas haben durdl die Inva ion in der 
CSSR im August 1968 einen fühlbaren Rück-
dllag erlitten. Die gelegentIidlen Vortragsreisen 

des früheren Generalsekretärs Smithers in Olit­
europäisdle Länder konnten nidlt mehr fort­
ge etzt werden, bilaterale wie multilaterale Ver­
bindungen sdlienen bedroht. 

Die Existenz der Kommission für die nicht­
vertretenen Länder bot den Oststaaten Argu­
mente gegen den Europarat. Die inzwischen er­
folgte Erweiterung des Aufgabenbereichs dieser 
Kommission läßt sie jedoch in weiterer Zukunft 
als ein Instrument einer echten Entspannungs­
politik durchaus geeignet erscheinen. 

1968 hatte sich die Versammlung in ihrer 
Empfehlung 521 für eine Intensivierung der Ko­
operation und für die Schaffung einer multilate­
ralen Politik ausgesprochen, die auf die Wieder­
her teilung der kulturellen Einheit Europas ab­
zielen sollte. In diesem Sinne, aber audl in Aus­
nützung der sich auf dem bilateralen Weg lang­
sam wieder verstärkenden Zusammenarbeit zwi­
schen den west- und den osteuropäisdlen Staa­
ten wandte sich der Europarat im Berichtsjahr 
- bei allem Bedauern über die Entwiddung in 
der CSSR - wiederum dem Problem der Ent­
spannungspolitik zu. 0 spradl etwa die Emp­
fehlung 546 des Europarates die Ermutigung 
aus, daß der Europarat in Form I on kreter Maß­
nahmen bei der Zusammenarbeit zwischen allen 
Teilen des Kontinentes eine immer bedeuten­
dere Rolle spielen sollte. In der gleichen Emp­
fehlung wurden allerdings das Recht der Völker 
auf Selbstbestimmung und die großen Prinzi-
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pien des internationalen Völkerrechts unterstri­
chen, jedoch ausgesprochen, daß es nicht zu den 
Verpflichtungen des Europarates gehört, Staaten, 
die anderen politischen und sozialen Systemen 
angehören, an einer Mitarbeit in diversen Fach­
bereichen des Europarates zu hindern. 

Im übrigen wurde in der gleichen Jännersit­
zung 1969 des tschechoslowakischen Staatsbürgers 
Jan Palach mit den Worten gedacht, er hätte in 
seinem Vaterland sein Leben für die Menschen­
red1te und Grundfreiheiten gegeben. 

Die Jännerversammlung befaßte sich mit der 
Lage in der (:SSR und dem Antisemitismus in den 
ö�t1ichen Ländern, gab andererseits aber auch der 
Kommission für europäische Nichtmitgliedstaa­
ten den Auftrag, die Entwicklung in den ost­
europäischen L�.ndern besonders im Hinblid{ auf 
eine mögliche Erleichterung der Kooperation mit 
Westeuropa und im besonderen mit dem Europa­
rat zu verfolgen. 

Aud1 das Ministerkomitee vertrat auf seiner 
Maitagung in London die Meinung" daß trotz 
der Ereignisse in der (:SSR die Entspannungs­
politik und die Beziehungen zwi�chen dem 
Europarat und den Staaten Osteuropas 1ll ver­
schiedenen Fachbereichen fortgesetzt werden 
sollten. 

Die Beratende Versammlung äußerte sich auf 
ihrer Maitagung im gleichen Sinne. Mehrere Re­
gierungsmitglieder bekannten sich in ihren Reden 
zur Entspannungsidee. Die Beratende Versamm­
lung besprach aber ebenso auch die Lage in der 
(:SSR und jene der jüdischen Gemeinden in 
europäischen Nichtmitgliedstaaten. 

Auf der Herbsttagung der Beratenden Ver­
sammlung machte sich in seinem Referat auch 
der damalige österreichische Bundeskanzler 
Dr. Klaus zum Sprecher einer Entspannung zwi­
schen beiden Teilen Europas. Er erklärte, daß 
die Bundesregierung in Erkenntnis der Notwen­
digkeit einer Entspannung auf unserem Konti­
nent wiederholt die Abhaltung einer Konferenz 
über Fragen der Sicherheit begrüßt habe. Er 
sprach sich dafür aus, zur Schaffung einer Atmo­
sphäre des Vertrauens zwischen Ost und West 
die wissenschaftlich-technische und kulturelle Zu­
sammenarbeit zwischen den Staaten des Europa­
rates und den europäischen Staaten, die ihm 
nicht angehören, sowohl auf bilateraler als auch 
auf gesamteuropäischer Grundlage zu intensivie­
ren. 

Die politische Kommission legte ihrer�eits einen 
Bericht vor, der die Verbesserung der West-Ost­
Beziehungen sowie die Durchführung einer euro­
päischen Sicherheitskonferenz· bejahte. Trotz der 
Ereignisse in der (:SSR bestünden Möglichkeiten 
für Fortschritte auf dem Wege zur Entspannung 
und Zusammenarbeit. Gespräche über die Schaf­
fung einer multilateralen Grundlage wurden in 
diesem Bereich bejaht. 
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Die Beratende Versammlung behandelte neuer­
lich die Lage in der (:SSR sowie einen Appell 
einer Gruppe russischer Bürger an die Mensd1en­
rechts kommission der Vereinten Nationen. 

Bei der Sitzung des Ministerkomitees in Paris 
sowie im Kolloquium zwisd1en Ministerkomitee 
und Abgeordneten wurde die Frage der Ost­
West-Beziehungen unter besonderer Berücksich­
tigung der geplanten europäischen Sicherheits­
konferenz erörtert. Bereits nach Ablauf des Be­
richtsjahres nahm die Beratende Versammlung 
dazu eine positive Entschließung an. 

6. Die Griechenlandfrage im Europarat 

Auch in diesem Berichtsjahr besd1äftigte sich 
der Europarat mit der Griechenlandfrage. 

Auf seiner Apriltagung in London verabschie­
dete das Ministerkomitee nach einem gründlichen 
Meinungsaustausch über die am 30. Jänner von 
der Versammlung angenommene Empfehlung 547 
(siehe Seite 9) die Entschließung (69) 1 8. In 
dieser wurde die Hoffnung auf eine rasche Rück­
kehr Griechenlands zur demokratischen Regie­
rungsform ausgesprod1en; ferner wurde beschlos­
sen, die oberwähnte Empfehlung der griechischen 
Regierung zur Kenntnis zu bringen und auf der 
nächsten Sitzung des Ministerkomitees, gestützt 
auf den bis dahin zu erwartenden Bericht der 
Menschenrechtskommission, eine Entscheidung zu 
treffen. Die Empfehlung 547 wurde zum perma­
nenten Tagesordnungspunkt des Ministerkomi­
tees auf Minister- und Delegiertenebene erklärt. 

Der vertrauliche Bericht der Europäischen Men­
schenrechtskommission über den Fall Gried1en­
land wurde dem Ministerkomitee und den fünf 
befaßten Regierungen am 1 8 . November 1969 
zugeleitet. Der Bericht wurde gemäß Ar­
tikel 3 1  der Europäischen Menschenrechts-Kon­
vention übermittelt. Dieser sieht vor, daß die 
Kommission, wenn keine Regelung des Falles 
zwischen den Parteien erreicht wird, dem Mini­
sterkomitee einen Bericht über die Tatbestände 
einschließlich einer Stellungnahme, ob jene Tat­
best?nde einen Bruch der Konvention bedeuten 
oder nicht, vorlegen muß. 

Vermehrt um die Empfehlung 569 stand das 
Vorbringen der Beratenden Versammlung aber­
mals auf der Tagesordnung der Pariser Tagung 
des Ministerkomitees am 12. Dezember 1969. 
Ursprünglich 9, schließlich 1 1  Regierungen brach­
ten einen Antrag auf Suspendierung der Mitglied­
schaft Griechenlands ein. Aber auch unter diesen 
befanden sich Staaten, die - wie auch Oster­
reich - ursprünglich dazu neigten, vor einer end­
gültigen Entscheidung sich die Vorsd1läge der 
Menschenrechtskommission vom 1 8 .  November 
zu eigen zu machen. Die Kommission hatte bezüg­
lich der Menschenrechtsbesd1werde der drei skan­
dinavischen Staaten und der Niederlande gegen 
Griechenland in für Griechenland negativer Form 
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Stellung genommen. Gleichzeitig hatte sie einen 
Zehnpunktevorschlag darüber erstattet, wie Grie­
chenland zur Demokratie un

-
d zur Achtung der 

Menschenrechte zurückkehren sollte. 
Die Diskussion in Paris - in deren Verlauf 

auch der griechisdle Außenminister Pipinelis eine 
lange Erklärung über die Lage seines Landes, die 
Gründe der Machtübernahme und der späteren 
Politik der Militärjunta abgab, wobei er gewisse 
Konzessionen in Richtung der Vorschläge der 
Menschenrechtskommission in Aussicht stellte -
ergab, daß die überwiegende Mehrheit dem skan­
dinavisch-deut ehen Suspendierungsantrag zu­
neIgte. 

Der griechi ehe Außenmini ter erklärte darauf­
hin den Austritt seines Landes. Der General-
ekretär verlas noch während der Sitzung zwei 

Verbalnoten Griechenlands, mit denen das tatut 
des Europarates sowie die Europäisdle Men chen­
rechtskon vention aufgekündigt wurden. 

Der Bundesminister für Auswä(tige Angelegen­
heiten erklärte in der Diskussion, daß auch Oster­
reich, dem ursprünglich - wie einigen anderen 
Staaten - die Linie der Weiterverfolgung der 
Vorschläge der Men chenrechtskommission vor­
gesdlwebt habe, bereit gewesen sei, für den Sus­
pendierungsantrag zu stimmen. 

Auf Grund der gegebenen Lage nahm da 
Ministerkomitee einstimmig (Zypern beteiligte 
sich nicht an der Abstimmung) eine Entschließung 
an, die besagte, daß Griechenland den Artikel 3 
des Statuts des Europarates ernsthaft verletzt 
habe. Das Ministerkomitee habe den Au tritt 
dieses Landes zur Kenntnis genommen und 
,daraus den Schluß gezogen, daß sich die griechi­
sche Regierung von nun an jeder Beteiligung an 
den Aktivitäten des Europarates enthalten werde. 

Die erwähnte Entschließung beauftragte die 
Stellvertreter der Minister, die sidl aus der Lage 
ergebenden verwaltungsmäßigen und finanziellen 
Schlußfolgerungen zu ziehen, und gab der Hoff­
nung Ausdruck, daß Griedlenland nach baldiger 
Rückkehr zu normalen Verhältnissen seine volle 
Mitgliedschaft im Europarat wiederum aufneh­
men werde. 

Sowohl der Spruch der Menschenrechtskom­
mission als auch die sich aus dem Austritt Grie­
chenlands ergebenden zahlreichen administrati­
ven Fragen stehen im Europarat weiterhin zur 
Debatte; ihre Behandlung und Lösung fällt jedoch 
bereits in das nächste Berichtsjahr. 

7. Südtirol im Europarat 

In der Berichtsperiode hat sich zwar das Mini­
sterkomitee selbst nicht mit ·der Südtirolfrage 
beschäftigt, doch fand in Straßburg anläßlich des 
ersten Teiles der 2 1 .  Tagung der Beratenden 
Versammlung am 1 3. Mai 1 969 eine eingehendl� 
Aussprache zwischen Außenminister Dr. Wald­
heim und dem damaligen italienischen Außen­
minister Nenni statt. Auch während der Tagung 

des Ministerkomitees am 1 2 .  und 1 3 .  Dezembe,' 
1 969 in Paris hatte der Bundesminister für Aus­
wärtige Angelegenheiten Gelegenheit, mit dem 
damaligen italienischen Außenminister Moro 
Kontakt zu pflegen. 

Die Unterkommission Südtirol der politischen 
Kommission der Beratenden Versammlung ist 
- wie in den vorangegangenen drei Jahren -
auch 1 969 nicht zusammengetreten. Sie besteht 
jedoch weiterhin, was <.uch der l-hltun5 ihrf's 
neHen V,;rsirzcnden, des britischen konsc:'v:ttiven 
Abgeordneten Kirk, entspricht. 

Anl:ißlicil des Besuches des BU/ldt�bnzlers in 
trJßburg während der Herbsnagung d:!r Ber,t· 

tenden Versammlung kam es zwischen diesem 
und Pr;isident Kirk 'Zu einer Aus p:'aJlc über 
die Situ;,tion in Südtirol und über J J 5 W�it<,r­
be tehen der gegenständlichen UnterK"mmission, 
deren Reaktivierung allerdings angesichts des 
Zögerns Roms, italienische Mitp"1i:der flir die­
selbe nachzumeiden, sowie auch

' 
angesi<.:ht3 des 

günstigen Standes der direkten Verhandlungen 
zwischen Rom und Wien für den damaligen 
Zeitpunkt wie auch für die nah.: Zukunft nicht 
erwogen wurde. 

Der Europarat erfüllte damit in bezug auf die 
Südtirolfrage zwar keine primäre, aber immerhin 
eine subsidiäre Funktion, die sich eben u wie der 
gute Kontakt zwischen den diplomatischen Ver­
tretungen der beiden Staaten in Straßburg für 
die Verhandlungen in der Südtirolfrage wohl 
gün tig auswirkte. 

8. Der Europarat und die OECD 

Das Verbindungskomitee zwischen dem 
Europarat und der OECD hat in der Berichts­
periode dreimal Arbeitssitzungen abgehalten. 

Eine dieser Sitzungen im März 1 969 war sozia­
len Problemen gewidmet. eben Diplomaten und 
Beamten beider Körperschaften nahmen auch 
1 6  Parlamentarier an dieser Ausspradle teil. Eine 
zweite Sitzung im gleichen Monat war Agrar­
problemen gewidmet, während im Juni der Be­
richtsperiode eine dritte sich mit Fragen der 
Wissenschaft und Technologie beschäftigte. Im 
Mai 1 969 hielt der frühere Generalsekretär der 
OECD Kristensen ein Referat vor der Wirt· 
sdlaftskommission und jener für Wissenschaft 
und Technologie der Beratenden Versammlung. 

Im Plenum derselben legte bei der Maitagung 
1969 der schwedisdle Wirtschafts- l!I1d fndustrie­
minister Krister Wickmann den 7. jahresbericht 
der OECD vor. Er führte darin aus, d.Iß das 
wirtsdl�ftliche Wachstum der OI:CD·Lällder ge­
meinsam etwa 5% ausmache. Ein beunruhigendes 
Problem sei jenes des Zahlungsbilanzausgleichs. 
Die von den einzelnen Ländern verfolgte Wäh­
rungspolitik sollte flexibler, die Wirtsclufts;'l,)li­
tik besonders in fiskalischen AnlTeic17enh�iten 
sele� tiver sein. 

" " 

Wickmann beschäftigte sich .lUch ausführlich 
m�t der EntwiJdungshire. Die von den \';ercin-
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ten Nationen dafür fest!!:e!egr.t'll Prozentsätze 
s01 1ten eingehalten und die Kreditbedingu .igen 
cr!eichtert werden. Die OECD "'ürdc ihre Ar­
beiten auf den Gebieten der \'oHb<!sJläftigeng, 
Cer Forschung, der Tedll1ologie .Jnd dcr E r/.ie­
hung ausweiten. 

Der Bericht des Wirt�chafts- u nd Entwi,.k­
lungsausschusses der Beratenden Versal llmiu'Ig 
ging auf die angeschnittenen Fragen e in .  N :tCh 
einer ausführlichen Debatte be:.IJltw(}J.'tt:te der 
dam�lige Generalsekretär Kristenscn ihm aus den 
Bänken gestellte Fragen. 

Folgende Empfehlungen und :Cntschlicßu 'lgen 
der Beratenden Versammlung wu,..!ell 1 9(,9 der 
OECD zugeleitet: 

E m p f e h l u n g e n: 

403 Wirtsdlaftslage Maltas ; 
537 3. Wissenschaftsministerkonferem.;  
541  Finanzierung struktureller Reformen in der 

Landwi rtschaft ; 
542 Erbredlt im Bereich der Landwirtschaft ; 
543 Verwendung von Schädlingsbekämpfungs­

mitteln in der Landwirtschaft. 

E n t  s c h i i e ß u n g e n : 

371  Stellungnahme der Beratenden Versamm­
lung zum 6. Jahresbericht der OECD; 

398 U TCTAD-Konferenz in ew Delhi ; 
407 3. Seminar des Internationalen Freiwilligen­

dienstes ; 
409 Stellungnahme der Beratenden Versamm­

lung zum 7. Jahresbericht der OECD ; 
4 1 1 Europäische Wirtschaftsprobleme. 

Zwischen den beiden Sekretariaten wurde in 
der Berichtsperiode ständig Kontakt gehalten. 
wobei die Vorschläge des Generalsekretärs des 
Europarates bezüglidl Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der technologischen Kontakte im Vorder­
grund standen. 

9. Empfehlungen der Beratenden Versammlung 
betreffend politische Angelegenheiten 

E m p f e h  I u n g 532 :  Hilfe für die Opfer des 
Bürgerkrieges in Nigeria 

ach dem bereits im Bericht über das Jahr 1968 
darauf hingewiesen wurde, daß das Minister­
komitee der Beratenden Versammlung eine über­
sidlt der für die Opfer des Bürgerkrieges in 
Nigeria erbrachten Leistungen übermittelte, be .. 
schäftigte sich das Ministerkomitee im Berichts­
jahr nochmals mit diesem Gegenstand und kon­
statierte mit Befriedigung, daß der notleidenden 
Bevölkerung in igeria durch die Mitgliedstaa­
ten des Europarates bzw. auch durch karitative 
Organisationen eine nennenswerte Hilfe in FOflll 
von Geldmitteln, Nahrungsmitteln und Medi­
kamenten geleistet wurde. Der Gegenst:lnd dieser 
Empfehlung bleibt weiterhin eine von be;den 
Gremien des Europarates zu behandelnde Mate­
neo 

9 

E m p f e h  l u  n g 546:  Allgemeine Politik des 
Europarates 

Zu dieser Empfehlung erklärte das Minister­
komitee, es sei ebenso wie die Versammlung von 
der otwendigkeit überzeugt, daß das Recht auf 
Selbstbestimmung respektiert werden müsse. Zu­
gleidl gaben die Minister der Hoffnung Aus­
druck, daß die Prinzipien des Völkerrechts in 
allen Ländern angewandt würden. Sie selbst seien 
bereit, alle sich bietenden Möglichkeiten für eine 
europäische Zusammenarbeit im Rahmen des 
Europarates auszuschöpfen. 

Auf Grund ihrer Diskussion über die Ent:' 
wicklung der Beziehungen zu den Niditmitglied­
staaten sagten die Minister zu, die Nichtmitglied­
staaten zur Mitwirkung zu ermutigen. 

Hinsichtlich der Situation im Nahen Osten 
teilte das Ministerkomitee zwar den Wunsch der 
Versammlung, in diesem Gebiet im Interesse 
aller seiner Staaten echten Frieden und Wohl­
stand zu schaffen, glaubte jedoch, (b ,ß die För ­
derung dieser Zielsetzung den Vereinten atio­
nen zukomme. 

E m p f e h l u n g  
und 
E m p f e h l u n g  

547 ) 
569 

betreffend Griechenland 

In der E m p f e h  I u n g 547 erklärte die Be­
ratende Versammlung, daß das gegenwirtige Re­
gime in Griedlenland Artikel 3 des Statuts 'cr­
letze und lud die Regierungen ein. die ,lotwen­
digen Schlußfolgerungen zu ziehen und die Lage 
in Ansehung des Artikels 7, der jedes M itglied 
des Europarates zum Austritt ermächtigt, erneut 
zu überprüfen. Ferner wird in dieser Empfeh-
1 ung ausgesprochen, daß griechische Abgeordnete 
nicht anerkannt würden, solange nicht die freie 
Meinungsäußerung in Griedlenland sichergestellt 
und ein freies repräsentatives Parlament dort­
selbst gewährt worden sei. 

In der E m p f e h  I u n g 569 hat die Bera­
tende Versammlung einige konkrete Zwangsmaß­
nahmen der griechischen Regierung angeprangert 
und festgestellt, daß die Tatsache, daß diese Maß­
nahmen durch die neue Verfassung gedeckt er­
scheinen, nur den nidltdemokratischen Charak­
ter der Verfassung beweise und nicht etwa die 
Gesetzmäßigkeit der Maßnahmen. Das Minister­
komitee solle daher die neuen Fälle von Nicht­
achtung der Prinzipien von Recht und Demo­
kratie im Auge haben, wenn es seine Entschei­
dung über die bekannte frühere Empfehlung 547 
trifft. 

Das Ministerkomitee, dem auf seiner Dezem­
bertagung die beiden obgenannten Empfehlungen 
sowie ein von elf Delegationen eingebrachter 
Antrag auf Suspendierung der Mitgliedschaft 
Griechenlands vorlagen, diskutierte die dortige 
Lage und nahm eine Erklärung des griechischen 
Außenministers entgegen. 
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adl der Diskussion über die  vom Vertreter 
Gried1enland abgegebene Erklärung, daß sein 
Land im Sinne der Bestimmungen de Artikels 7 
des Statuts austrete, nahm das Ministerkomitee 
einstimmig eine Entsdlließung an, wobei Zypern 
sidl an der Abstimmung nid1t beteiligte. Der 
zypriotisd1e Außenminister erklärte, daß er die 
Feststellung in  der Resolution, Gried1enland habe 
den Artikel 3 des Statuts des Europarates ver­
letzt, für eine wenig glückliche Formulierung 
halte. Außerdem habe sidl Gried1enland frei­
wil l ig und n idlt auf Grund einer Empfehlung 
der Beratenden Versammlung zurückgezogen, wie 
das der Text der Resolution annehmen las e. 

Mit dieser Entsdll ießung nimmt da Mini ster­
komitee die Austri ttserk lärung Gried1enlands 
entgegen und unterstellt, daß sich die griedlische 
Regierung jeder weiteren Beteiligung an den Ak­
tivitäten des Europarates enthalten werde. 

B. Besondere Bemerkungen zur Tätigkeit in den 
drei Gremien 

1. Die Tätigkeit des Ministerkomitees 

Im Laufe des Berid1tsjahres hat das Mini ter­
komitee auf Regierungsebene wie üblich zwei 
Tagungen abgehalten, die 44. am 5. und 6. Mai 
in London, die 45 am 1 2 . Dezember in Paris. 

Osterreim war auf der erstgenannten Tagung 
durm den damaligen Staatssekretär Dr. Karl 
Gruber vertreten, wäh rend an der Pariser 
Dezemberkonferenz der damalige Bundesminister 
für Auswärtige Angelegenheiten Dr. Kurt Wald­
heim teilnahm. 

Auf Delegiertenebene versammelte sid1 das 
Ministerkomitee zu meist einwödligen Tagungen 
im Laufe des Berid1tsjahres zehnmal, wobei Oster­
reid1 stets durd1 Botsd1after Dr. Willfried Gred­
ler vertreten war. 

Beide Tagungen des Ministerkomitees auf Re­
gierungsebene zeid1neten sid1 im Sinne einer im 
Mai 1 963 gefaßten Resolution, weldle die Abhal­
tIIng politismer Debatten in  diesem Gremium 
vorsieht, aus. 

Die Londoner Tagung - in Erinnerung an 
die in  der Hauptstadt des Vereinigten König­
reimes vor 20 Jahren stattgefundenen Gründung 
des Europarates in  feierl id1em Rahmen abge­
wickelt - fand unter dem Vorsitz des damaligen 
deutsmen Außenministers Brandt statt. Sie 
besd1äftigte sid1 mit dem Arbeitsprogramm, mit 
den Beziehungen zu den Vereinten Nationen 
sowie mit einem Berid1t des Generalsekretärs 
über die Durd1führung einer systematismen und 
objektiven Bestandsaufnahme aller Aktivitäten 
zur Ersd1ließung wissensd1aftlid1er und tedmo­
logisd1er Hilfsquellen, an denen die Mitgliedstaa­
ten des Europarates auf multilateraler Grundlage 
beteiligt sind. 

Ferner wurden die Kontakte zwisd1en dem 
Europarat und den Ländern Osteuropas auf 

ted1nisd1em, juridismem und kulturellem Gebiet 
behandelt. ad1dem das Ministerkomitee die 
Wendung, die die Ereignisse in  der Tsched1oslo­
wakei genommen hatten, und die dadurd1 ent­
standene Gefährdung der Entspannungspolit ik 
festgestellt hatte, sprad1 es sidl t rotzdell' für die 
Fortsetzung dieser Entspannungspolit ik aus. 

ach Anhörung der • rklärungen, die der 
Außenimini ter von Luxemburg, Gaston Thorn, 
für die Europäisdlen Gemeinschaften und der 
Außenminister von Dänemark, Paul Hartli ng, für 
_ie EFTA abgaben, erörterte das Ministerkomitee 
die politi chen Aspekte der europäisd1en Wirt­
sd1 a fts integ ra tio n. 

Schließlim fand ein gründlid1er Meinungsaus­
tau d1 über die am 30. Jänner 1 969 von der 
Ver ammlung verab d1iedete Empfehlung r. 547 
zur Lage i n  Gried1enland statt. 

Das Ministerkomitee verabsd1iedete eine Ent­
sd1l ießung, in der die Sorge der Beratenden Ver­
sammlung über die Lage in Griechenland getei lt 
und die Erklärung ausgesprod1en wurde, auf der 
näd1sten Sitzung eine Entscheidung zu fällen. 

Da 50jährige Bestehen des Internationalen 
Arbeitsamtes wurde seitens des Ministerrats ge­
würdigt und Generalsekretär Smithers der Dank 
für die außerordentlid1en Dienste ausgesprod1en, 
die er dem Europarat geleistet hat. 

Die 45. Sitzung des Mini terkomitees am 
12.  Dezember in  Paris stand unter dem Vorsitz 
des damaligen ital ienisd1en Außen ministers Moro. 
Zu Beginn der Konferenz legte der neue Gene­
ralsekretär, Dr. Toneie, seinen Amtseid ab. 

Ausführl id1 beschäftigte sidl sodann das Mini-
terkomitee mit der Frage der Suspendierung der 

Mitgliedsd1aft Griedlenlands, diskutierte die Lage 
in diesem Staat und nahm eine Erk lärung des 
griedlisd1en Außenministers entgegen.  Im Verhuf 
der Debatte trat Gried1enland im Sinne der Be­
stimmungen des Artikels 7 des Statuts aus dem 
Europarat aus, worauf die Min ister eine Lnt­
sdlließung annahmen, in der sie die Meinung 
vertraten, daß dieser Staat den ."I.rtikcl 3 des 
Europaratsstatuts verletzt hat, und feststellten, 
daß sim die gried1isd1e Regierung von nun an 
jeder weiteren Beteiligung an den l\kti'fit:iten 
der Straßburger Einrid1tungel J  etlthalten werde. 

Gried1enland kündigte anläßlich dieser Sit,.ung 
nicht nur das Statut des Europarates, srJl1derll 
aum die europäisd1e Mensd1enredusk,)J1vention 
auf. 

Das Ministerkomitee behandelte ferner die 
Entwicklungen in  den Beziehungen 7wischen Gern 
Europarat und gewissen Ländern O;ceuropas. 

Der französisd1e Staatssekretär de l .• ipkowski 
teilte die Bereitsd1aft der französismen Regierung 
mit, dem Europarat ein Darlehen für den Bau 
neuer Gebäude in Straßburg zu gewähren, worauf 
der Generalsekretär nam Dankesworten die 
Hoffnung aussprad1, daß diese innerhalb von 
zwei bis drei Jahren vollendet werden könnten. 
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Das Ministerkomitee nahm schließlich eine vom 
Generalsekretär abgegebene Erklärung über die 
Bemühungen des Europarates auf dem Sektor 
der Entwicklung technologischer Hilfsquellen zur 
Kenntnis und beauftragte - ebenso wie bezüg­
l ich der durch den Austritt Griedlenlands sidl 
ergebenden verwaltungsmäßigen und finanziellen 
Konsequenzen - die Ministerdelegierten, die 
erforderlichen Maßnahmen zu beraten. 

Die österreich ische Delegation fand sowohl in 
London als audl in Paris mehrfach Gelegenheit, 
zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten das 
Wort zu ergreifen. 

2. Beratende Versammlung 

UI. Teil der 20. Tagung (Jänner 1 969) 

Dr. Gerhard Jahn, damals parlamentarischer 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes der Bun·· 
desrepublik, trug der Beratenden Versammlung 
im amen von Willy Brandt, dem Außenmini­
ster der Bundesrepublik Deutschland und Vor­
sitzenden des Ministerkomitees des Europarates, 
den Tätigkeitsbericht dieses Komitees vor. Staats­
sekretär Jahn unterstridl vor allem die Not­
wendigkeit, praktische Arbeiten in Angriff zu 
nehmen. Er empfahl auch systematische Konsul­
tationen i n  der Außenpolitik. Er erwähnte in 
seinem Referat verschiedene konkrete Leistungen 

es Europarates, wie das übereinkommen zum 
Schutz von Tiertransporten, zum Sd1Utz des 
archäologischen Kulturgutes und über die Heim­
schaffung Minderjähriger. Der Sprecher des Mini­
sterkomitees erwähnte auch den Bericht über die 
Krise in der europäischen Gesellschaft und war 
der Ansicht, daß Europa mit  den Problemen, die 
s ich in  der heutigen Industriegesellschaft, der 
ogenannten Verbrauchergesellschaft, stellen, 

durch Anpassung überlieferter Vorschriften an 
neue Bedürfnisse und Entwicklungen fertig 
werden müsse. J ahn erinnerte auch an den oal­
digen 20. Jahrestag des Europarates und beklagte, 
daß der europäische Einigungsprozeß seit Un·· 
gerer Zeit stagniere. 

"taatssekretär Jahn erschien es weiterh i n  erfl)r­
derlidl, die Anstrengungen im wissensch .lftl ichen 
und technologischen Bereich zu !<onzentrieren 
und zu koordinieren. Im Hinblick danuf zoHte 
er der Init;ative des damaligen Generalsekret:1r 
des Europarates seine Anerkennung. Staats­
sekret�r J ahn, der auch die Ziele der Lurnpa­
politik seines Landes erläuterte, erkhrte gegen­
sei tiges Verständnis, Abschaffung des status quo 
und den Wunsch nach Zusammenarbeit als Haupt­
ziele der Entspannungspolitik. 

In der polit isdlen Debatte erläuterte der bel­
gische Außenminister, Pierre Harmel, den nach 
ihm genannten Plan. Dieser sehe eine weit engere 
Zusammenarbeit auf denjenigen Gebieten vor, die 
nicht in die Römisdlen Verträge einbezogen sind, 
das heißt auf den Gebieten der Außenpolitik, 
der Verteidigung, der Technologie und der Wäh-

3 

1 1  

rung. Ohne im voraus über die Zukunft urteilen 
zu wollen, glaubte Harmel, daß die von der 
Westeuropäischen Union gebotenen Möglichkei­
ten zur überwindung des gegenwärtigen Still­
standes besser seien als di e vom Europarat gebo­
tenen. Der Europarat biete zwar den Vorteil 
eines weiten Rahmens ; nachteilig sei jedoJ ,  der 
Umstand, daß die Auswahl der Staaten bei Teil­
abkommen heikle Probleme aufwerfe. 

Die Auf(assungen Harmels fanden einigen 
Widerspruch i n  der Beratenden Versammlung, 
welche die Möglidl keiten des Europarates sicht­
l ich positiver beurteilt . 

Vor der Beratenden Versammh1l1g yersiche:·te 
der britische Schatzkanzler Roy J enkim c:rneut, 
daß seine Regierung den ernsten Wunsch hege, 
schon vor einem Beitritt Großbri tanniens �;u r  
EWG m i t  anderen europäischen Rel;; ierungen 
zusammenzuarbeiten, um die Integration auf 
jenen Gebieten zu erreichen, die nicht in  die 
Römischen Verträge einbezogen s ind, besonders 
auf dem Gebiet der Außenpolit ik und der Ver­
teidigung. 

Herr Jenkins führte aus, daß seine Regierung 
dem übrigen Europa auf verschiedenen Gebieten 
und besonders auf dem der Technologie viel zu 
b ieten habe. Sollte eine wirksame Zusammen­
arbeit erreicht werden, so würde diese zur Beru­
higung Europas im Hinblick auf das Problem 
der technologischen Kluft zur UdSSR und den 
USA beitragen. 

Auf der gleichen Tagung referierten auch der 
Erste Stellvertretende Generaldirektor der FAO, 
Boerma, und anläßlich des 50. Jahrestages der 
G ründung der ILO deren stellvertretender 
Generaldirektor J enks vor der Beratenden Ver­
sammlung. In dieser Debatte ergriff der belgische 
Arbeitsminister, Louis Major, im Namen des 
Ministerrates der Europäischen Gemeinschaften 
das Wort. 

Die Tagung hörte auch den indischen Handels­
minister und Vorsitzenden der Konferenz von 

ew Delhi ,  Dinesh Singh, über Fragen der Ent­
w icklungshilfe und den Ablauf der 2. Konferenz 
der Vereinten Nationen für Handel und Ent­
w icklung (UNCTAD) an. 

Im Mittelpunkt der Debatte über die Zu­
sammenarbeit auf dem Gebiete der Raumfahrt 
standen die Ausführungen des Ministers für wis­
sensdlaftlidle Forschung der Bundesrepubli k  
Deutschland, Gerhard Stoltenberg, der vor der 
Versammlung die B ilanz der unter seinem Vor­
sitz vom 1 2. bis 1 4. November 1 96t: in Bad 
Godesberg abgehaltenen 3. Europäischen l\.aum­
fahrtkonferenz zog. Der deutsche M inister unter­
strich, daß die Resultate d ieser Konferenz als ein 
wichtiger Schritt auf dem Wege einer gemein­
samen europäischen Raumfahrtpolitik anzusehen 
seien. Leider wären in  der Folge neue Schwierig­
keiten aufgetreten, da verschiedene Staaten, be­
sonders Großbritannien und Italien, oedenken 
im Hinblick auf i hre Beteiligung am Baupro-
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gramm von Satelliten trägerraketen (CECLES) . .tn­
gemeldet hätten. 

Zum :'\bschh.:ß seiner Ausführl1l.gen c rU�rte 
Minister Stoltenberg, daß es nie zu einer Synthe e 
zwisdlen den SedlS, den Sieben und d�n Fünfzehn 
kommen könne, wenn sich die europlischen Staa­
ten nur auf jenen Gebieten zur Zusammenarbeit 
bereit finden, d ie ihren einzelnen nationalen 
Int ressen förderlidl sind. 

Auf der gleichen Tagung 
unterbeitete der Direktor 
Agentur für Kernenergie CE. 
land, deren Bericht. 

eier Vers.1111lnlun� 
der Europäischen 
.E. .), Ein;lr �ae-

Der dänisdle Justizminister, Knud Thestrup, 
schilderte �od:tnn der Ver ammlun:; dIe Ent\\- i :k­
lung im Strafrecht der skandinavischen l änder 
und stellte die verschiedenen Methoden uer Jlor­
disdlen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet dar. 

1 .  Tei l  der 2 1 .  Tagung (Mal 1 969) 
Dieser Abschnitt der 2 1 .  Sitzun�speriode (M itte 

Mai 1 969 in Straßburg) stand im Ze:chen der 
feierlichkeiten zum 20. Jahrestag da Gründung 
aes Europarates sowie zweier Wahlcil. Oliyier 
R everdin (Schweizer Liberal-Demohat) wurde 
a m  Montag, dem 12 .  Mai, durch A\kbm� tion 
zum Pdsidenten der Versammlul1p, lind Lujr) 
Toncic-Sorinj (Osterreichische Vl)lkspartei), 
früher Bundesminister für Auswärtige Angele­
genheiten, am Mittwoch, dem 1 4. Mai, zum 
Generalsehetär des Europarates gew:ihlt.  

Die politische Debatte wurde m;� An5;)raClen 
v .  n Gl'orge Borg Olivier, Minist·�rpt<1sjdcllt \ n 
Malta, und des damaligen italienischen J\ußen­
m inisters, Pietro Nenni, als Vorsiuendem des 
M inisterkomitees, sowie des damaligen Außen­
m inisters der Bundesrepublik Deutschland, Willy 
B randt, eröffnet. Die drei Minister erinnerten a11 

die erlittenen Enttäuschungen im Streben n:1ch 
der Einigung Europas und unterstrichen die Not­
wendigkeit, Europa aus seiner gegenwärtigen 
Stagnation aufzurütteln, wenn die Vereinigung 
verwirklicht werden sollte. 

Als Vertreter eines kleinen Landes, das die 
Schrecken des Krieges kennengelernt hatte, be­
tonte der Ministerpräsident von Malta, auf dem 
Gebiet der wirtschaftlichen Entwicklung könnten 
die kleineren Länder Europas mit dem modernen 
technologischen Fortschritt nicht Schritt halten. 
Im Augenblid( werde Europa davon bedroht, 
von weit überlegenen Industriemächten über­
rannt zu werden. Er glaube jedoch f�st daran, 
daß Europa seinen rechtmäßigen Platz in der 
Gemeinschaft der Nationen zurückgewinnen 
könne, wenn es den Willen zur Einheit wieder­
belebe und stärke, wenn es sich tatsächlich ver­
eIDIge. 

Pietro enni erinnerte daran, daß der Europa­
rat auf den Prinzipien der Demokratie, der Fre; 
h eit  und der Gleichheit gegründet worden sei. 

Unter Bezugnahme auf einen neuen Anstoß 
für eine europäische Einigung betonte Nenni 

unter anderem die Notwendigkeit, die Organisa­
tion der Gemeinschaften zu erweitern. 

Da die Europäischen Gemeinschaften die 
Grundlage der europäisdlen Einheit blieben, 
sprach ich Nenni zugunsten einer Erweiterung 
durch die Zulassung von Großbritannien, Irland, 
Dänemark und Norwegen aus. 

Der damalige Außen minister der BRD plä­
diene ebenfalls für eine Ausweitung der Gemein­
schaften. Die europäischen Gemeinschaften müß­
tcn vor Stagnation bewahrt werden, und ihre 
interne Entwiddung müsse auf das letzte Ziel 
hindrängen. Die technologische Zusammenarbeit 
brauche einen neuen Anstoß. Die Bemühung, 
Spannungen zwischen OSt und West zu beseitigen, 
müsse fortgesetzt werden. 

Das kanadische Parlament entsandte eine große 
Delegation nadl Straßburg, die sich aus drei Mit­
gliedern des Repräsentantenhauses und vier Mit­
gliedern des Senats zusammensetzte. 

Kontakte zwischen der Beratenden Versamm­
lung und dem kanadischen Parlament wurden 
er tm als 1 95 1 hergestellt. T ach einer Pause von 
mehr al zehn Jahren wurden sie 1 967 wieder­
aufgenommen. Bei der Maitagung 1 969 wurde 
zum erstenmal ein Meinungsaustausch in soldlem 
Umfang vorgenommen. 

Themen der Diskussion waren die künftigen 
Beziehungen zwischen Kanada und einem Europa, 
das seine Einheit zu erreichen sucht, sowie die  
Möglichkeiten der Zusammenarbeit auf dem Ge­
biet der Entwicklungshilfe. 

Am 1 5 .  Mal 1 969 widmete d ie Versammlung 
einen Teil ihrer Sitzung dem 20. Jahrestag des 
Europarates. Aus diesem Anlaß sprach auch der 
damalige französische Premierminister Couye de 
Murville. 

Am gleichen Tage fand audl eine Gedädltnis­
feier für Alcide de Gasp:ui statt. Der italienische 
Ministerpräsident Mariano Rumor übergab dem 
Europarat eine Büste dieses großen Europäers. 

Der 7. Bericht der OECD wurde von Krister 
Wickmann (schwedischer Wirt chafts- und Indu­
strieminister) eingeleitet. Die Debatte gewann 
noch an Bedeutung durch die Teilnahme yon 
Thorkil Kristensen, Generalsekretär der OECD, 
der fragen aus dem Plenum beantwortete. 

11. Teil der 2 1 .  Tagung (September 1 969) 

In seiner Ansprache vor der Beratenden Ver­
sammlung bekräftigte der damalige österreichi­
sche Bundeskanzler Dr. Josef Klaus seinen Glau­
ben an die europäische Idee und meldete Oster­
reichs Recht an, trotz der Neutralität des Landes 
am Bau eines erweiterten Europas teilzunehmen. 
Weitere Verhandlungen zwischen der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und verschiedenen 
Staaten, die, ebenso wie Osterreich, sich bereits 
um die Assoziierung beworben hätten, sollten so 
rasd1 wie möglich geführt werden. 
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Dr. Klaus sprach sich energisch für eine Er­
weiterung der Gemeinschaften und eine Entspan­
nung zwischen den beiden Teilen Europas aus. 
Um eine Atmosphäre des Vertrauens zwischen 
Ost und West zu erzeugen, solle man zunächst 
bemüht sein, die wissenschaftliche, technische und 
kulturelle Zusammenarbeit auszuweiten. Er 
unterstü tze die Idee einer europäisdlen Sicher­
heitskonferenz. Die Länder Mitteleuropas würden 
von einer Politik der Entspannung profitieren, 
und Osterreich sei bereit, seinen Beitrag dazu 
zu leisten. 

Der österreichische Bundeskanzler unterstrich 
ferner die Bedeutung von Jugendproblemen. 
Osterreich sei bereit, in Wien eine internationale 
Jugendakademie für Treffen zwisdlen jungen 
Mensdlen aus Ost und West zu sdlaffen. Weiter­
hin schlug er vor, eine europäische Datenbank 
zu erricht n, die Regierungen, Forscher und Wis­
senschaftler durdl Computer mit allen verlangten 
Informationen versorgt. 

Der frühere französische Erziehungsminister 
Edgar Faure sprach als Vorsitzender der Sedlsten 
Konferenz der europäischen Erziehungsminister 
zur Versammlung. Diese Konferenz wurde im 
vergangenen Mai in Versailles abgehalten, um 
das Thema "Bildungsmöglichkeiten für alle" zu 
diskutieren. 

"Die beiden Schlüssel zum Bildungssystem, das 
wir auszuarbeiten versuchen, sind Demokrati­
sierung und Modernisierung", sagte Faure. Nur 
so sei es möglich, ein Bildungssystem zu schaffen, 
das den Bedürfnissen der Gesellsduft von mor­
gen und den Bestrebungen der Jugend

" 
gerecht 

werde. 
Der Jugend müsse ein Weg gezeigt werden, der 

der Würde Rechnung trage und nicht nur auf 
Nutzen und Gewinn ausgerichtet sei. Absdllie­
ßend meinte Faure, wie ermutigend es wäre, 
wenn das Frühjahr 1 970 (der 20. Jahrestag jenes 
Frühjahres, in dem Robert Schuman seine Vor­
schläge für die erste europäische Gemeinschaft, 
die Gemeinschaft für Kohle und Stahl, vorge­
bradlt hat) die Geburt einer europäischen 
Gemeinschaft für Bi ldung und Wissenschaft er­
lebte. 

Der stellvertretende Generaldirektor der 
UNESCO, Tor Gjesdal, legte während der De­
batte über B ildung und Kultur das UNESCO­
Memorandum 1 969 vor. 

Die Debatte über Wissenschaft und Technolo­
gie war durch Erklärungen von General Aubi­
niere, Vorsitzender der ELDO, und von van de 
Hlllst, Vorsitzender der ESRO, sowie durch zwei 
Berichte über eine Politik für die europäische 
Raumfahrtzusammenarbeit gekennzeichnet. Die 
Notwendigkeit für eine europäische Raumfahrt­
politik sei umso dringender, als Europa ohne 
eine solche Politik seine wissenschaftliche und 
wirtsdlaftlidle Unabhängigkeit gegenüber den 
USA und der UdSSR nidlt bewahren könne. 

1 3  

Der norwegische Minister für Löhne und 
Preise, Varvik, der schwedische Verkehrsmini­
ster Norling und der isländische  Außeminister 
J onsson sprachen in der Wirtsdlaftsdebatte, i n  
deren Verlauf die Beziehungen zwischen EFT A 
und EWG, europäische Verkehrsprobleme, die 
Einführung eines vereinfadlten Zollsystems und 
fischereipolitische Fragen in Ellropa diskutiert 
wurden. 

Bent Norling, schwedischer Verkehrsminister 
und Vorsitzender der CEMT, legte den 1 5 .  Be­
richt der europäischen Verkehrsminister-Konfe­
renz vor. Er sagte unter anderem, daß die CEMT 
eine Anzahl von Studien in Angriff genommen 
habe, die erstens den Zugang zum Verkehrs­
m arkt und zweitens die Harmonisierung von 
Wettbewerbsbedingungen betreffen. 

Pierre Schneiter, Sonderbeauftragter des 
Europarates für nationale Flüchtlinge und über­
bevölkerung, und John Thomas, Direktor des 
zwischenstaatlichen Ausschusses für europäische 
Wanderungsbew gung, sprachen in der Debatte 
über europäische Wanderung und Flüchtlinge. Die 
Lage der Zigeuner, der Flüchtlinge im Nahen 
Osten, die Schaffung von "Europäischen Zentren" 
und die Naturalisierung von Flüchtlingen waren 
andere Probleme, denen die Parlamentarier i hre 
Aufmerksamkeit zuwandten. 

Eine Delegation von zehn Mitgliedern der 
Beratenden Versammlung hatte im August 1 969 
B ogora besucht, u m  an einer Sitzung des latein­
amerikanismen Parlaments teilzunehmen. Bei 
dieser Gelegenheit fand ein Meinungsaustausch 
über folgende Themen zwischen den europäischen 
und lateinamerikanischen Parlamentariern statt : 
die Integratiol1sprobleme, die politische Lage und 
die Landwirtsduftsreformen in Lateinamerika, 
die allgemeine Wirtschaftslage und ihre Auswir­
kung n auf das soziale Leben. 

Im Anschluß an die Herbstsitzung 1 969 gab die 
Delegation der B eratenden Versammlung eine Er­
klärung ab. D?rin wurde die Bedeutung betont, 
die der Europarat der Entwicklung seiner Bezie­
hungen zu Lateinamerika sowohl auf wirtschaft­
lichem ur..d politisd1em als auch auf kulturellem, 
sozialem, wissenschaftlichem und technologischeI;11 
Gebiet beimesse. 

Wenn Europa und Lateinamerika sich in den 
großen Fragen der internationalen Politik und 
Wirtschaft auf einen gemeinsamen Standpunkt 
einigen könnten, hätten ihre Ansichten zu Welt­
angelegenheiten weit mehr Gewicht. 

Sdlließlich sei die Delegation der Beratenden 
Versammlung des Europarates davon überzeugt, 
daß eine solche Gemeinschaftsaktion einen Faktor 
für den Frieden in der Welt und die Sicherung 
der Menschenredlte darstellen würde. Die Ver­
sammlung des Europarates schlug vor, solche Zu­
sammenkünfte in gewissen Zeitabständen zu 
wiederholen. 
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1 6 .  Gemeinsame Tagung zwischen Beratender 
Versammlung und Europäischem Parlament 

Das Thema der Debatte bei der am 3 .  und 
4.  Oktober 1 969 veranstalteten gemeinsamen 
Tagung der Beratenden Versammlung des 
Europarates und des Europäi chen Parlaments 
der Sedlsergemeinschaft war die europäische Zu­
sammenarbeit in Währungsfragen. Die Sitzung 
war allein der Ausspradle der Parlamentarier 
vorbehalten. Von Ministerseite wurde dabei nidlt 
. . 
lntervenlert. 

3. Comite Mixte 

Das Comite Mixte (Mini terkomitee :md füh­
rende Mitglieder der Beratenden Versammlung) 
hielt auf der Ebene der Ressortchef als soge­
nanntes "Kolloquium" am 1 3. Dezember 1 969 in 
Paris eine Sitzung ab, während es auf dem iveau 
der Ministerdelegierten am 1 9. März 1 969 in 
der gleichen Stadt tagte. 

Ferner hielt der Vorsitzende der Beratenden 
Versammlung, der Schweizer Abg. Prof. Rever­
din, auf der 1 83 .  Tagung der Ministerdelegierten 
am 30. Oktober ein Expose, welches ebenfalls 
die Frage der Zusammenarbeit beider Körper­
schaften behandelte. 

Auf der Märzsitzung des Comite Mixte in 
Paris, an der von der Abgeordnetenseite zwölf 

Volksvertreter, darunter österreichischerseits die 
Abgeordneten Kranzlmayr und Czernetz teil­
nahmen, beschäftigte man sich lediglich mit den 
Kandidaturen für die Nachfolge von General­
sekretär Smithers und mit der Wahlprozedur. 

Dagegen behandelte man auf dem Pariser 
Dezemberkolloquium ausführlidl bedeutende 
politische Probleme. Es fand auf der Abgeordne­
tenseite unter dem Vorsitz des Präsidenten der 
Beratenden Versammlung Reverdin und auf jener 
der Minister unter dem Vorsitz des italienischen 
Außellminis{ers Moro statt. 

Zur Debatte stand die Frage der West-Ost­
Beziehungen, wobei vor allem die Europäische 
Sicherheitskonferenz erörtert wurde. Es kam 
jed ch im R ahmen des Kolloquiums auch zu 
einer ausführlichen Debatte über die Lage auf 
dem Sektor der europäischen Intergration, dies 
sichtlich unter dem Eindruck der kurz vorher 
abgewickelten Gipfelkonferenz der Sedlser­
gemeinsdlaft im Haag. 

Die Abgeordnetenseite war numerisch ver­
hältnismäßig schwadl vertreten, österreich ischer­
seits durch Abgeordneten Czernetz. 

Der österreidlisdle Bundesminister für Aus­
wärtige Angelegenhei ten intervenierte sowohl 
zum Problem der Sidlerheitskonferenz als auch 
zur Frage der europäischen Integration. 
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II. WIRTSCHAFTLICHE FRAGEN 

A. Allgemeine Bemrekungen 

Obwohl die Behandlung wirtschaftlicher Fragen 
im Statut des Europarates einen erstrangigen 
Platz unter dessen Tätigkeitsbereichen einnimmt, 
hat der Europarat diese Aufgabe - wie bereits 
im Bericht des Vorjahres ausgeführt - wirt­
schaftlichen Organisationen überlassen, denen die 
Mehrzahl der Mitgliedstaaten des Europarates 
angehören und die in diesem Bereid1 über beson­
dere Erfahrung und über weiterreichende Mittel 
verfügen. Es sind dies : 

die Organisation für wirtsd1aftl iche Zusam­
menarbeit und Entwicklung (OECD) 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) 
die Europäische Freihandels-Assoziation 
(EFTA) 
die Wirtschaftskommission der UN für 
Europa (ECE) 

und andere. 
Wenn sich die zwischenstaatliche Tätigkeit des 

Europarates auf wirtschaftlichem Gebiet somit 
auch in Grenzen hält, so ist sie doch insofern von 
Bedeutung, als der Schutz der Bevölkerung im 
Zentrum der Überlegungen steht, und weniger 
die wirtschaftlichen Interessen. Die industriellen 
und technischen Entwicklungen b ringen ja gerade 
für die Bevölkerung neue Probleme. Obwohl 
derartige Umweltprobleme vor allem von der 
OECD - deren hochindustrialisierte außereuro­
päische Mitglieder ja über wertvolle einschlägige 
Erfahrungen verfügen - behandelt werden, neh­
men sie auch in der Tätigkeit des Europarates 
einen immer bedeutenderen Platz ein. 

Die Beratende Versammlung erörtert die ver­
schiedenen Aspekte der europäischen wirtschaft­
lichen Zusammenarbeit sehr ausführlich .  Sie 
nimmt jedes Jahr den Tätigkeitsbericht der mei­
sten wichtigen wirtschaftlichen Organisationen 
entgegen. Somit kommt ihr bi� zu einem gewis­
sen Grad die Rolle eines parlamentarischen 
Organs nicht nur für den Europarat selbst, son­
dern auch für eine Anzahl von Fad1organisatio­
nen zu. 

Das Ministerkomitee (das Vertreter der Mit­
gliedstaaten sowohl der EWG als auch der EFT A 
umfaßt) hat die Prüfung der politischen Aspekte 
der europäischen Wirtschaftsintegration als stän­
digen Punkt auf seine Tagesordnung gesetzt. Es 
diskutiert die wirtschaftlichen Empfehlungen der 
Beratenden Versammlung vor allem im Hin-

blick darauf, eine überschneidung der Arbeiten 
der verschiedenen Komitees des Europarates mit 
denen anderer Organisationen zu vermeiden. 
Derartige Empfehlungen werden über den Gene­
ralsekretär des Europarates den anderen inter­
nationalen Organisationen mit dem Ersuchen 
übermittelt, den gegenwärtigen Stand ihrer Ar­
beiten dem Europarat mitteilen und bei künf­
tigen Arbeiten den Empfehlungen der Beraten­
den Versammlung nach Möglichkeit Rechnung 
tragen zu wollen. 

Festzuhalten ist ferner, daß sich mehrere vom 
Europarat auf anderen Gebieten entwickelte 
Tätigkeiten indirekt auch auf wirtschaftlicher 
Ebene auswirken. Das gilt besonders für den 
rechtlichen Teil (Europäisches Patentsystem, 
Internationale Patentklassifikation, Investitions­
fonds, Zahlungsart für Währungsverbindlichkei­
ten, Verlust von Inhaber-Wertpapieren). 

B.  Einzelfragen 

1. Regeln und Grundsätze des Konsumenten­
schutzes, insbesondere hinsichtlich der Erzie­
hung des Verbrauchers und irreführender Wer­
bung 
(Vorbereitung eines Übereinkommens oder 
einer Empfehlung an die Regierungen) 
Die beiden mit den Themen "Irreführende 

Werbung" und "Erziehung und Information des 
Konsumenten" befaßten Arbeitsgruppen hielten 
1969 zwei Tagungen ab, wobei einerseits fest­
gestellt wurde, daß in einigen Mitgliedstaaten die 
Gesetzgebung gegen irreführenden Wettbewerb 
unzureichend ist, andererseits die Möglichkeit 
einer weiten und umfangreichen Erziehung des 
Verbrauchers diskutiert wurde. 

2. Bei der Herstellung und Verwendung von 
Reifen für Kraftfahrzeuge zu beachtende 
Regeln 
Die Auswertung des von der Expertengruppe 

EUREX ausgearbeiteten Gutachtens war im Be­
richtsjahr noch nicht abgeschlossen. 

3. Verhütung der Gefahren, die sich beim An­
legen und Löschen von Schiffen mit gefähr­
licher Ladung ergeben können 

Dieses Problem wurde im Berichtsjahr neu in  
das  Arbeitsprogramm aufgenommen. Es soll 
untersucht werden, ob die Ausarbeitung inter­
nationaler Regeln auf diesem Gebiet, unter Ein­
schluß des Schutzes der Zivilbevölkerung, mög­
lich ist. 
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4. Herstellung und Vertrieb von Rebenerzeug­
nissen und Spirituosen 

Die A rbeiten an der Ausarbeitung eines Ver­
tragstextes wurden infolge der von mehreren Sei­
ten vorgebrachten Einwände auf unbestimmte 
Zeit vertagt. 

5. Empfeh lungen der Beratenden Versammlung 

E m p f e h  I u n g 543 : Verwendung von Schäd­
l ingsbekäm pfungsmit­
tein in der Landwirt­
chaft 

Das Ministerkomitee übermittelte d ie Empfeh­
lung den Regi rungen zur Stellungnahme sowie 
der FAO und der OECD, da sich verschiedene 
Komitees dieser Organisationen bereit mit dem 
Fragenkomplex befassen. 

F. m p f e h  I u n g 544 : Kontrolle der Maul- und 
Klauenseuche in Europa 

Die Empfehlung wurde vom Ministerkomitee 
an die Mitgliedstaaten mit dem Ersuchen weiter­
geleitet, statistisches Material über das Vorkom­
men und die Behandlung von Maul- und Klauen­
seuche zu erheben. Die Empfehlung wurde wei­
ters der F AO, der EWG und dem OIE über­
mittelt. 

E m p f e h  l u  n g 545 : Antwort auf den 1 6. Be­
richt der 1LO 

E m p f e h  I u n g 5 5 1 :  Mehrwertsteuer 
Die Empfehlung, in der den Mitgliedstaaten 

empfohlen wird, dieses System - soweit sie dies 
noch nicht getan haben - einzuführen, wurde an 
die Mitgliedstaaten weitergeleitet. 

E m p f e h  I u n g 552 : Einheitliche Regelung 
für den internationalen 
Transport durch 01-
und Gaslei rungen 

Da dieses Problem bereits in der EWG, der 
ECE, dem CEMT und der OECD diskutiert 
wird, nahm das Ministerkomitee die en Punkt 
unter der Bedingung in das Arbeitsprogramm 
1 969/ 1970 auf, daß auf diese einschlägigen Arbei­
ten seitens des Europarates Bedacht genommen 
wird. 

E m p f e h  I u n g 553 :  3 .  Seminar des I nter­
nationalen Freiwilligen­
dienstes 

Das Ministerkomitee leitete die Empfehlung 
an die R egierungen weiter und sprach sid1 grund­
sätzlich für die Abhaltung eines 4.  Seminars 1m 
Herbst 1 970 aus. 

E m p f e h  I u n g 559 : Europäische Wirt­
schaftsprobleme ( or­
menwesen) 

Um die in der Empfehlung enthaltenen Vor­
schläge zu präzisieren, wurde diese vom Minister­
komitee nochmals der Beratenden Versammlung 
übermittelt. Hiebei soll bei einer eubearbei­
tung auf die bereits in verschiedenen internatio­
nalen Organisationen im Gange befindlichen ein­
schlägigen Arbeiten Bedacht genommen werden. 

E rn  p f e h  l u  n g 536 : Europäische Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet 
des Weltraumes 

Da Ministerkomitee übermittelte die Empfeh­
lung der 3.  Europäischen Raumfahrtkonferenz 
der ELDO, ESRO, ECTS, WMO sowie der Kom­
mis ion der Europäischen Gemeinschaften. 

E m p f e h  I u n g 572 : Europäische Weltraum­
fahrt 

Die Prüfung dieser Empfehlung, die an die 
vorgenannt anschließt, war im Berid1tsjahr noch 
nicht abge�chlossen. 

E m p f e h  I u n g 573 : Europäische Zusammen­
arbeit auf dem Gebiet 
der Wissenschaft und 
Technologie 

Das Ministerkomitee hat alle mit dem Pro­
blem der europäischen technologischen Koopera­
tion zusammenhängenden Fragen e:ngehend ge­
prüft. Im Berichtsjahr wurde jedoch noch kein 
Besd11uß darüber gefaßt, ob ein unabhängiges 
Forschungsinstitut mit  der Ausarbeitung eines 
Gutad1tens betraut werden soll. 

6. Entsdtl ießungen und Direktiven der Beraten­
den Versammlung 

403 Wirtschaftliche Situation Maltas 

4 1 5  Antwort auf den 1 .  Bericht des Inter-
nationalen Zentrums für höhere 
Agrarstudien im Mittelmeerbereich 

- 423 Antwort auf den 1 5 .  Jahresbericht der 
Europäischen Transportministerkonfe­
renz 

424 Europäische Wimchaftsprobleme 
425 Antwort auf den 9 .  J ahresbericht der 

EFTA 
426 Antwort auf den 4 .  Tätigkeitsberid1t 

der ESRO 
427 Antwort auf den 4. Tätigkeitsbericht 

der ELDO 
289 Antwort auf den 7. Jahresbericht der 

OECD 
291 Koordinierung der Arbeiten der mit  

europäischen Integrationsproblemen 
befaßten Komitees 
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III. KULTURELLE FRAGEN 

A. Allgemeine Bemerkungen 

Dem Rat für kulturelle Zusammenarbeit 
(CCC), der sich aus Vertretern da 1 8  Mitglied­
staaten des Europarates sowie Spaniens und de� 
Heil igen Stuhls zusammensetzt, obliegt - wie 
bereits im Bericht des Vorjahres ausgeführt -
die Koordinierung, überwachung und Weiterent­
wicklung der kul turellen Aktivitäten des Europa­
rates sowie die Verwaltung des Kulturfonds. Auf 
Grund seiner finanziellen Autonomie ist es dem 
CCC möglich, eine Polit ik auf lange Sicht zu 
betreiben. 

Die kulturelle Zusammenarbeit im engeren 
Sinne wird vom CCC selbst durchgeführt ; die 
drei wichtigsten ständigen Ausschüsse haben fol­
gende Aufgaben : 

- D e r  A u s  s c h u ß f ü r  H o c  h s c h u l­
w e s  e n u n d F 0 r s c h u n g befaßt s ich mit  
der  Verwirklichung einer möglichst engen Zu­
sammenarbeit zwischen den europäischen Univer­
sitäten, insbesondere durch Vergleich un d über­
prüfung der Lehrpläne im Hinblick auf eine 
edlte Gleichwertigkeit der akademischen Titel. 

- D e r  A u s  s c h u ß f ü r  a l l  g e rn  e i ­
n e s U n t e r r i c h  t s w e s  e n u n d F a c h­
a u s  b i 1 d u n  g behandelt die Verbes erung und 
Vereinheitlichung der Unterrichtssysteme in 
Europa. Der Ausschuß bemüht sidl auch um eine 
Verbesserung der Lehrbücher für Geschidlte und 
Geographie, um d iese Bücher von nationalen 
Vorurteilen zu befreien . 

- D e r  A u s  s c h u ß f ü r  a u ß e r s c h u­
l i  s c h e E r z  i e h u n g befaßt s ich mit  Jugend­
fragen, Aspekten der Erwachsenenbildung, Frei­
zeitgestaltung, körperlidler Ertüchtigung und 
Sport. Die Bedeutung, die der Europarat der 
Erziehung der Jugend im europäischen Geiste 
beimißt, kommt auch darin zum Ausdruck, daß 
1 97 1  in  Straßburg ein ständiges Europäisdles 
Jugendzentrum eingeweiht werden wird. 

B. Einzelfragen 

1. Berichte des CCC und Veranlassungen des 
Ministerkomitees 

Das Ministerkomitee hat die Berichte über die 
1 5 . und 1 6. Tagung des CCC zur Kenntnis ge­
nommen und besdl10ssen, den 7. Jahresbericht 

des CCC an die Beratende Versammlung weiter­
zuleiten. 

Hinsichtlich folgender in den obzitierten Be­
richten enthaltenen Punkte wurden Entscheidun­
gen getroffen : 

a) F i n a n z i e 1 1  e B a s i s d e s  P r 0-
g r a m m s d e s  C C C f ü r  1 970 

Das Ministerkomitee erhöhte die Garantie für 
den Kulturfonds um 5 ' 5% (1 968 : 
Frs. 2,4 1 5 .000'-). 

b) I n  t e n s i v i  e r u n  g d e s  U n t e r r i c h  t s 

i n  m o d e r n e n  S p r a c h e n  
Probleme des Unterrichts in lebenden Sprachen 

nehmen i m  Rahmen der Tätigkeit des Europa­
rates auf dem Gebiet des Erziehungswesens e inen 
besonderen Platz ein, denn die Unfähigkeit, die 
Sprache der Nachbarländer zu sprechen oder zu 
verstehen, stellt eines der Haupthinderni sse für 
den Zusammenschluß Europas dar. Das Min ister­
komitee h at - unter Bedachtnahme auf die 
Ansichten der Beratenden Versammlung (Emp­
fehlung 535) - im Gegenstand die Entschließung 
(69) 2 angenommen, die eine Förderung aller 
Untersuchungen vorsieht, die auf eine Verbesse­
rung der Methoden zum Erlernen einer Fremd­
sprache abzielen. Nationale Dokumentations­
und Informationszentralen sollen hiefür ge­
schaffen werden. Osterreich hat dieser Entsdllie­
ßung zugestimmt. 

c) E u  r 0 p ä i s c h e r  S c  h u 1 t a g  

In der Entschl ießung (69) 3 erinnert das Mini­
sterkomitee die Mitgliedsregierungen daran, daß 
der Europäische chultag unter der offiziellen 
Schirmherrsrnaft des Europarates steht, und er­
sucht d iese, den Ansuchen der nationalen Komitees 
um finanzielle Unterstützung für den Euro­
päischen Schultag mit Wohlwollen gegenüberzu­
stehen. Auch diese Entsdl1ießung kam mit öster­
reichisdler Unterstützung zustande. 

d) E u r 0 p ä i s c h e K 0 n v e n t i o n  ü b e  r 
d e n  S c h u t z  d e s  a r c h ä o l o g i  e h e n  
E r b  e s 

Das Ministerkomitee bil ligte den Text der Kon­
vention, der aus Anlaß des Festaktes zum 
20. Jahrestag der Gründung des Europarate in 
London im Mai 1 969 zur Unterzeichnung auf­
gelegt wurde. Osterreidl war an der Ausarbei­
tung dieser Konvention maßgeblich beteiligt. 
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e) S e c  h s t e K 0 n f e r e n  z d e r  E u  r 0-

p ä i s c h e n  U n t e r r i c h t s m i n i s t e r  

Die e Konferenz fand vom 20. bis 22. Mai 1 969 
im Schloß Versailles bei Paris statt und befaßte 
sich mit dem Thema "Bi ldungsmöglichkeiten für 
alle". Die Minister be chlossen, ihre näch te Kon­
ferenz 1 971  in Belgien mit  dem Thema "Formen 
der Weiterbildung nach Ab chluß der höheren 
Schulen im Rahmen eines Systems permanenter 
Bildung" abzuhalten. 

f) K 0 n f e r e n  z d e r  f ü r  d i e  E r h  a 1-
t u n  g v o n  K u  n s t d e n  k m ä I e r n  z u­
s t ä n d i g e n  M i n i s t e r  

Die an dieser Konferenz, die vom 25 .  bis 
27.  November 1969 in Brüs el tattfand, teil­
nehmenden Min ister legten die großen Linien 
einer neuen Politik fest, die von der früheren 
passiven Bewahrungsvorstellung abgeht und 
diese durch ein aktives Konzept der Wiederher­
stellung und Integrierung in die Umwelt und die 
allgemeine Wirtschaft eines Landes er etzt. Die 
Konferenz empfahl vor allem verstärkte An­
strengungen gegen den Verfall und die Zer­
störung eines unersetzl ichen kulturellen Erbe 
und eine Anpassung der Gesetze, um die Inte­
grierung unbeweglichen Kulturbesitzes in die 
zeitgenössische Gesellschaft zu ermöglid,en. Auch 
die Schaffung einer Charta wurde angeregt, die 

die allgemeinen Prinzipien e iner umfassenden 
Polit ik zur Erhaltung und Wiederherstellung un­
beweglichen Kulturbesitzes in  Europa enthält. 

2. Empfehlungen der Beratenden Versammlung 

E rn  p f e h  I u n g 497 : Verstärkung und Ratio­
nal is ierung der inter­
nationalen kulturellen 
Zusammenarbeit 

Das Ministerkomitee sprach sich in seiner Ant­
wort auf diese Empfehlungen gegen eine Insti­
tutionalisierung der Unterrichtsministerkonfe­
renz und für eine enge Zusammenarbeit mit der 
U E CO und dem Europäischen Kulturfonds 
aus. 

E rn  p f e h  1 u n g 537 :  3 .  Konferenz der  Wis­
enschaftsminister 

Da Ministerkomitee hat diese Empfehlung zur 
Kenntnis genommen und das Interesse der Be­
ratenden Ver ammlung an einer europäischen Zu­
sammenarbeit auf dem Gebiet der Wissenschaft 
und Technologie begrüßt. 

E rn  p f e h  1 u n g 567 : 20 Jahre kulturelle Zu­
sammenarbeit in Europa 

Die Prüfung dieser Empfeh lung war im Be­
rid1t jahr noch nicht abgeschlossen. 
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IV. RECHTSFRAGEN 

A. Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten 

Die Zahl der Ratifikationen der Konvention 
( 1 6) blieb im Berichtsjahr gleich .  

Osterreich hat i m  Beridltsjahr da 4. und 5 .  
Zusatzprotokoll ratifiziert. 

Die Zusatzprotokolle Nr. 2, 3 und 5 sind noch 
nid1t in Geltung. Das 4. Zusatzprotokoll trat 
1 968 in Kraft, das 1. Protokoll erlangte be­
reits 1 954 Wirksamkeit. 

1. Erklärungen nach Artikel 1 5, 25 und 46 der 
Konvention und nach Artikel 6 Abs. 2 des 
4. Protokolls zur Europäischen Konvention der 
Menschenrechte 
Im Laufe des Berichtsjahres wurden von den 

Regierungen Griechenlands und Großbritanniens 
Erklärungen gemäß Artikel 1 5  der Konvention 
betreffend die Suspendierung gewisser Bestim­
mungen der Konvention im Kriegsfall oder einer 
anderen, die Existenz des Staates bedrohenden 
Gefahr abgegeben. 

Der Stand der Erklärungen gemäß Artikel 25 
der Konvention betreffend die Anerkennung der 
Zuständigkeit der Europäischen Menschenrechts­
kommission für Individualbeschwer.den blieb 
1 969 unverändert. Ende 1 969 war die Zustän­
digkeit der Kommission für Individualbeschwer­
den von elf Staaten anerkannt :  Osterreidl, Bel­
gien, Dänemark, die BRD, Irland, Island, Luxem­
burg, die Niederlande, Norwegen, Schweden und 
das Vereinigte Königreich. Osterreich hatte seine 
Erklärungen mit  Wirkung ab 3 .  September 1 967 
für weitere drei Jahre verlängert und hat nun­
mehr im Sinne des Artikels 6 Abs. 2 des 4.  Pro­
tokolls zur Europäischen Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte mit Wirkung bis 
2 .  September 1 970 die Zuständigkeit der Kom­
mission auch für die Artikel 1 bis 4 dieses Pro­
tokolls anerkannt. 

Im Berichtsjahr wurde auch keine Erklärung 
gemäß Art ikel 46 der Konvention betreffend die 
obligatorische Gerichtsbarkeit des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenredne abgegeben. 
Ende 1 969 war diese obligatorische Geridnsbar­
keit von elf Staaten anerkannt :  Osterreidl, Bel­
gien, Dänemark, .die BRD, Islan.d, Irland, 
Luxemburg, die Niederlande, Norwegen, Schwe­
den und das Vereinigte Königreich. Osterreim 
h atte am 3 .  September 1 967 seine Erklärung für 
weitere drei Jahre verlängert und hat nunmehr 

im Sinne des Artikels 6 Abs. 2 des 4.  Protokolls 
zur Europäischen Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte mit Wirkung bis 2 .  September 
1 970 die obligatorisme Gerichtsbarkeit des Euro­
päisrnen Gerichtshofes für Mensrnenrernte auch für 
die Artikel 1 bis 4 dieses Protokolls anerkannt. 

2. Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

Im Beschwerdefall Stögmüller kam es am 1 0. 
und 1 1 . Februar 1 969 zur m ündlimen Verhand­
lung. Das am 1 0. November 1 969 verkündete 
Urteil stellte fest, daß Artikel 5 § 3 der Men­
schenrechtskonvention verletzt worden ist, dem­
zufolge in Untersumungshaft befindlime Perso­
nen das Recht auf Aburteilung innerhalb einer 
angemessenen Frist oder auf Haftentlassung 
während des Verfahrens haben, wobei die Frei­
lassung von der Leistung einer Sicherheit abhän­
gig gemacht  werden kann. 

Im Beschwerdefall Matznetter fand die münd­
liche Verhandlung am 1 1 .  und 1 2 .  Februar 1 969 
statt. In dem ebenfalls am 10 .  November 1 969 
verkündeten Urteil wird festgestellt, daß keine 
Verletzung des Artikels 5 § 3 der Menschen­
remtskonvention vorliegt und hinsimtlich des 
Verfahrens zur Prüfung der vom Besmwerde­
führer gestellten Anträge auf bedingte Haftent­
lassung auch Artikel 5 § 4 und Artikel 6 § 1 
der Konvention nicht verletzt worden sind. 

3. Individualbeschwerden vor der Europäischen 
Kommission für Mensmenrechte 

Die Europäisme Kommission für Menschen­
rechte registrierte 1 969 insgesamt 439 Individual­
beschwerden. Davon rimteten sim 45 ( 1 968 : 42) 
gegen die Republik Osterreich. Wie viele von 
diesen Beschwerdefällen die Kommission zwecks 
Stellungnahme zur Frage ihrer Zulässigkeit an 
die Republik Osterreim übermitteln wird, kann 
erst gesagt werden, sobald die Kommission die 
vorläufige Prüfung dieser Eingaben abgesmlos­
sen haben wird. 

Das Ministerkomitee bestätigte am 1. Mai 1 969 
eine Entsmeidung der Kommission, wonam die 
von Rudolf Köplinger gegen die Republik 
Osterreim vorgebramten Besmwerden keine 
Verletzung -der Artikel 5 § 4 und Artikel 6 
§§ 1 und 3 der Konvention darstellen. 

Am 2 .  Oktober 1 969 hat die Kommission die 
von Peter Smeimelbauer gegen die Republik 
Oster reim eingebramte Besmwerde wegen be­
h aupteter Verletzung der Artikel 6 §§  1 und 2 
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i m  Zu ammenhang m i t  Artikel 8 der Konven- E rn  p f e h  l u  n g 548 : 
tion für zulässig erklärt. 

Aktionsprogramm des 
Europarates im Bereich 
der Menschenredlte 

4. Fragen, die im Arbeitsprogramm des Europa-
D' d '  I R ' b 

f h . d d' ch ch b le von en emze nen eglerungen er etenen 
rates au s emen un le Mens enre te e-

S ll h d' E f hl d 
ff te ungna men zu leser mp e ung wur en 

tre en 
im Ministerkomitee ausfüh rlidl diskutiert, e ine 

Vorb reitung eine Protokollentwurfes über I Beantwortuno- wird jedodl erst 1 970 erfol<>en. 
die Strafverfolgung im Falle falscher Aus- " " 

sagen oder des Nidlterscheinen von Zeugen D i r  e k t i v e 2 8 3 :  Menschenred1te und 
und Sachverständigen Massenkommunika-

Ende 1 969 war die Prüfung die er Frage i m  t ionsmittel 
Expertenkomitee für Menschenrechte noch nicht Die Beratende Versammlung ersucht in dieser 
abgeschlos en. Dir ktive das CCJ, die Möglichkei ten einer 

Untersuchung der Probleme, die durch das Realisierung der Ergebnisse des 1 968 in Salzburg 
Nebeneinanderbe tehen der Europäischen abgchaltenen Kolloquiums "Die Menschenrechte 
Men chenrecht konvention und der UN- und die Ma senkommunikationsmi ttel" im Rah­
Pakte aufgeworfen werden men de Europarates zu prüfen. Ein entspre hen-

Das Ministerkomitee hat die Diskussion über der Bericht wird erst 1 970 vorliegen. 
die vom E 'pertenkomitee für M nschenrechte 
ausgearbeiteten Beridlte 1 969 nicht abge chlossen . 6. Jahrbuch der Europäischen Kommission für 

Veröffentlichu.ng einer n ichtvertraulichen Menschenrechte 
Au gabe der Vorarbeiten für die Europäi che . .  
Mensdlenrechtskonvention und ihr erstes I 

Im BenchtsJahr wurde der 1 0. Jah rgang des 

Protokoll Jahrbuches der Europäischen Kommi s ion für 

Die Vorarbeiten konnten im Berid1 tsjahr nicht Menschenre chte publiziert. 

abgeschlo en  werden. 
Organisation eines dri tten internationalen 
Kolloquiums über die Europäische Konven-

B .  Juridisme und kriminologische Fragen 

tion zum Schutz der Mentdlenrechte ' 
1 .  Verträge und Übereinkommen 

Das Kolloquium ist für September 1 970 in  
B rüssel geplant. Die zu behandelnden Themen 
werden vernehml im den Fragenkreis des Schut­
zes der Privatsphäre betreffcn. 
- Beeinträchtigung d s Rechts auf Privatleben 

durch die Presse und die anderen Massen­
kommunikationsmittel sowie durch die tech-

Diese Frage wurde auf die Tagesordnung des 

Im Berichtsjahr wurden folgende Vertrags­
instrumente :zur Unterzeidmung aufgelegt : 

Europäische Konvention zum SdlUtZ des 
arclüologisdlen Erbes 
Europäisches Abkommen betreffend Perso­
nen, die an Verfahren vor der Menschen­
rechtskommission oder dem Europäismen 
Geridlt  hof für Menschenred1te t ilnehmen 

n ischen Entwicklungen I Expertenkomitees für Mensdlcnremte, de CC] - Europäisches Abkommen für "au pair"-Ver-
und des CEPC gesetzt. Im Berichtsjahr konnte h ältnisse 
die Diskussion über dieses Problem noch nimt 
abgesdllossen werden. 

5. Empfehlungen und Direktiven der Beratenden 
Versammlung auf dem Gebiet der Mensmen­
remte 

E m p f e h  I u n g 509 : Die Menschenred1tc und 
die modernen wissen­
schaftlichen und tedmo­
logisdlen Entwicklungen 

Diese Empfehlung geht auf einen vom Abge­
ordneten zum Nationalrat Czern tz vorgelegten 
Bericht zurück. Das Min isterkomitee hat i m  
Berichtsjahr das Problem ausfüh rlich diskutiert 
und sowohl einem Expertenkomitee als auch 
dem CEPC und dem CCJ zur Behandlung über­
wiesen. Das Expertenkomitee soll einen Bericht 
darüber ausarheiten, i nwieweit die nationale 
Gesetzgebung in  den einzelnen Mitgliedstaaten 
einen Schutz der Privatsphäre vor Verletzung 
durch die moderne technologisme und wissen­
sdlaftliche Entwicklung garantiert. 

Europäisdles Abkommen über die Weiter­
zahlung von Stipendien an Studenten, die im 
Ausland studieren. 

Folgende Konventionen und Abkommen sind 
im Beridltsjahr in Kraft getrcten:  

Europäisches Abkommen über die Ausbil­
dung von K rankensmwestern 
Europäisme Konvention über die obligato­
risdle Haftpfl i chtversidlerung für Kraftfahr­
zeuge 
Europäische Konvention auf dem Gebiet der 
Information über ausländisdles Recht 

2. Europäisches Komitee für juridische Zusam­
menarbeit (CCJ) 

Die Arbeiten dieses Komitees, dem Delegierte 
der Mitgliedstaaten und drei Vertreter der Be­
ratenden Versammlung angehören (Finnland und 
Spanien entsenden einen Beobad1ter), insbeson­
dere auf dem Gebiet der Harmonisierung der 
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einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, b ilden die 
Grundlage für eine erweiterte und vertiefte 
europäische Kooperation im Bereich des Red1ts. 
Sie erstreckt s ich auf fast alle Gebiete des 
menschlichen Lebens ;  so wird in der A rbeit des 
CCJ auch den durdl die soziale und tedlnische 
Entwicklung der modernen Welt entstandenen 
Bedürfnissen breiter Raum gewidmet, insbeson­
dere dem Gebiet der Datenverarbeitung und der 
Fernsehübertragung durch Satelliten. 

Das CCJ hat 1 969 seine 1 1 . und 1 2 .  Tagung 
abgehalten und insbesondere 

verschiedene Vorsdl1äge bezüglich des ver­
gleichenden Studiums der europäismen 
Rechtssysteme untersudlt (zum Beispiel 
Schlußfolgerungen der 1 .  Europäischen Kon­
ferenz der Dekane der Rechtsfakultäten, ein­
schließlich der Vorbereitung einer 2 .  Konfe­
renz im Jahre 1 97 1 ; Festsetzung der Arbei­
ten an der Ausgabe von europäischen Glos­
sarien der Rechtsterminologie) ; 
die Schaffung eines Expertenkomitees zum 
Studium der Fragen der Volljährigkeit vor­
geschlagen ; 
einen Unterausschuß für die Vorbereitung 
eines neuen langfristigen Arbeitsprogramms 
für den Rechtsbereich bestellt ; 
die Ausweitung der im Gange befindlimen 
Studien über die Datenverarbeitung im 
Rechtsbereidl auf alle Rechtstexte angeregt; 
die in anderen Organisationen im Gange be­
findlidlen A rbeiten auf dem Rechtsgebiet 
diskutiert. 

Auf Grund der Vorschläge des CCJ hat das 
Ministerkomitee folgende R e s  0 I u t i  0 n e n 
angenommen : 

- (69) 1 2  Z u  s a m  m e  n s t e l l  u n g e i n e r 
S e h r  i f t e n r e i h e "I n t e r n  a­
t i o n  a l e  V e r  t r a g  s t e x  t eU 

Das Ministerkomitee empfiehlt  die Vorberei­
tung einer Zusammenstellung der in der Zeit 
zwismen 1 648 und 1 9 1 8  abgeschlossenen inter­
na tionalen Verträge. 

- (69) 27 E i n  h e i t 1 i c h  e A u s  l e g  u n g 
e u r o p ä i s c h e r  V e r t r ä g e 

Das Ministerkomitee empfiehlt  den Mitglieds­
regierungen, darauf zu achten, daß übersetzungen 
von Konventionen und übereinkommen, die im 
Europarat abgeschlossen werden, getreu nach den 
Originaltexten angefertigt werden. Staaten, in 
denen dieselbe Sprame gesprochen wird, werden 
ersucht, sich nach Möglichkeit auf eine gemein­
same übersetzung zu einigen. 

- (69) 28 I n  f 0 r m a t i  0 n e n ü b e  r d i e  
A n w e n d u n g  u n d  A u s l e­
g u n g  v o n  K o n v e n t i o n e n  
u n d  ü b e r e i n k o m m e n d e s  
E u r o p a r a t e s  

2 1  

Die Mitgliedstaaten werden ersucht, dem 
Europarat jährlich die Entscheidungen der Höchst­
gerid1te sowie die legistischen und administra­
tive n  Maßnahmen betreffend die Anwendung 
und Au legung von Konventionen und über­
einkommen des Europarates m itzuteilen. Auf 
Grund dieser Mitteilungen soll sodann ein Be­
ridn über die Untersdliede bei der Anwendung 
und Auslegung ausgearbeitet werden. 

- (69) 29 P r  i v i i  e g i e n u n d I m  m u n i­
t ä t e n  i n t e r n a t i o n a l e r  
O r g a n i s a t i o n e n  

Das Ministerkomitee empfiehlt den Regierun­
gen, die in dem detaillierten Bericht des CC] 
enthaltenen Richtlinien betreffend die Gewäh­
rung von Privilegien und Immunitäten inter­
nationaler Organisationen anzuwenden. Der 
Generalsekretär des Europarates wird ermäch­
tigt, den Bericht an den Generalsekretär der UN 
weiterzuleiten. 

(69) 30 S t u  d i e  n b e s u c h e v o n  J u r i­
s t e n  i m  A u s l a n d  

(69) 3 1  A u s  b i I d u n  g s a u  f e n t h a I  t e 
v o n  J u r i s t e n  i m  A u s l a n d  

Beide Resolutionen sollen Juristen zu einem 
besseren Verständnis der versdliedenen Rechts­
systeme der einzelnen M itgliedstaaten des 
Europarates verhelfen, ohne daß dadurch ihre 
nationale Berufsqualifikation verzögert wird. 

- (69) 32 M a ß  n a h  m e n z u r  V e r  m e i­
d u n g  n e u e r  U n t e r s c h i e d e  
z w i s e h e  n d e n  e u r 0 p ä­
i s c h e n G e s e t z g e b u n g e n  

Diese auf österreichische Initiative ausgearbei­
tete Empfehlung fordert die Mitgliedstaaten auf, 
gewisse Maßnahmen zu treffen, um bei der Aus­
arbeitung neuer Gesetze im Zivilrecht und im 
Handelsrecht Lösungen zu finden, die eine fak­
tische Annäherung der verschiedenen Red1ts-
ysteme herbeizuführen geeignet sind. 

Die Arbeiten, die das CCJ Unterkomitees 
oder Expertenkomitees anvertraut hat, sind 
unter dem Titel "Sonstige Tätigkeiten auf recht­
lichem Gebiet" angeführt. 

3. Europäisches Komitee für strafrechtlime Pro­
bleme (CEPC) 

Das CEPC hat i m  Mai 1 969 eine Plenartagung 
abgehalten. Dabei hat es sidl vor allem mit den 
Arbeiten seiner Unterkomitee und der Tätig­
keit des wissensdlaftlichen Rates der Konferenz 
der Direktoren kriminologischer Forschungs­
institute befaßt, deren 7. Konferenz im Berid1ts­
jahr abgehalten wurde. An dieser Konferenz 
nahmen Experten sämtlicher Mitgliedstaaten des 
Europarates sowie Beobadlter aus Kanada, Finn­
land, Israel, den USA und Jugoslawien teil. 
Hauptaufgabe der Konferenz war ein Gedanken­
austausch zwischen Forschern und Beamten, be-
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sonders zwischen den Mitgliedstaaten des 
Europarates, über fundamentale kriminologische 
Forsd1ungsprobleme. 

Die Arbeiten, die das CEPC seinen Unter­
komitees anvertraut hat, werden unter dem 
Titel "Sonstige Tätigkeiten auf rechtlichem Ge­
biet" behandelt. 

Auf Grund der Vorschläge des CEPC hat das 
Ministerkomitee folgende R e s 0 I u t i o n  ange­
nommen : 

- (69) 6 F i I m u n d  ] u g e n  d c h u t  z 

Den Mitgliedstaaten wird empfohlen, dem 
vom CEPC au gearbeiteten Bericht "Fi lm und 
]ugendschutz" weiteste Verbreitung zu ver­
sdnffen, die ] ugendfilmproduktion anzuregen, 
den Verleih von Filmen an ] ugendliche zu för­
dern und den Unterricht in Fi lmbeurteilungen 
an den Schulen zu entwickeln. 

4. Sonstige Tätigkeiten auf red1tlid1em Gebiet 

a) S t ä n d i g e A r b e i  t e  n 

Informa tionsbulletin 

Die Diskussion über den vom CEPC ausge­
arbeiteten Resolutionsentwurf im Ministerkomi­
tee war im Berichtsjahr noch nicht abgeschlossen. 

- Internationale Gültigkeit von Strafurteilen 

Das CEPC hat im Berichtsjahr den Konven­
tionsentwurf sowie dessen Erläuternde Bemer­
kungen gebill igt und dem Ministerkomitee zur 
Behandlung übermittelt. 

- Organisation von Zusammenkünften ZWl­
chen RedHsanwälten 

Im Jahre 1 969 hat eine erste Zusammenkunft 
_tattgefunden. Sie war den praktischen Proble­
men der Anwendung der Europäischen Auslie­
ferungskonvention gewidmet. 

- Ratenkauf 

Das Ministerkomitee beschloß, die Studie des 
U IDROIT über diese Frage zu veröffentlichen, 
sobald die Regierungen der Mitgliedstaaten ih re 
Anderungswünsd1e angemeldet haben werden. 

- Gesellsmaft mit beschränkter Haftung 

Im Berichtsjahr wurde die von zwei Experten 
ausgearbeitete Studie über die Möglimkeiten 
einer Harmonisierung der nationalen Gesetz­
gebung auf diesem Gebiet veröffentl icht. 

- Europäische Remtsglossarien 

1 969 wurde das 5.  Informationsbulletin über 
die Gesetzgebung der Mitgliedsländer veröffent­
licht (Nr. 2 der Neuen Serie) . Diese Publikation 
behandelt in zwei Teilen rechtliche Fragen all­
gemeiner Natur und solche des Strafrechts. 

Europäisches Niederlassungsabkommen 
(Ständiges Komitee nach Artikel 24 
Konvention) 

Im Berichtsjahr wurden vier Bände dieses Lexi­
kon ausgearbeitet, weitere vier sind in Vorbe­

der rettung. 

Auf seiner im Berichtsjahr abgehaltenen 
4.  Tagung -befaßte sich das Ständige Komitee 
h auptsächlich mit  den Antworten der Regierun­
gen auf den Fragebogen, der Aufschluß über die 
von den Vertragsstaaten in Anwendung der 
Konvention ergriffenen Maßnahmen geben soll. 
Auf Grund dieser Unterlagen wurde die Aus­
arbeitung des 1. Periodischen Berichts beschlos-
sen. 

b) A r  b e i  t e n, d i e m i t  
e i n e s  b e s t i m m t e n  
d e t  s i n d  

E r r e i c h u n g  
Z i e i e  s b e e n-

Zahlungsort bei monetären Verpfl ichtungen 

Der vom Expertenkomitee ausgearbeitete 
Konventionsentwurf wurde dem CC] über­
mittelt, das sich auf seiner nächsten Tagung 
erneut damit befassen wird. 

- Verlorene oder gestohlene Inhaberpapiere 

Der Konventionsentwurf wurde dem Minister-
komitee zur Beschlußfassung übermittelt. 

Gemischte Normen betreffend die Regelung 
der Polizeiaufsicht und die Betreuung ent­
lassener Häftlinge 

- Harmonisierung juridischer Grundbegriffe 

Ein Unterkomitee befaßte sich aud1 im Be­
richtsjahr mit den Möglichkeiten einer weit­
gehenden VereinheitlidlUng bzw. Harmonisie­
rung der juridisd1en Grundbegriffe. Ein Exper­
tenkomitee behandelte weiter die Vereinheit­
lichung des Begriffes "Frist". Die Resolutionsent­
würfe eines Unterkomitees betreffend "Wohn­
sitz" und "Aufenthalt" wurden dem CC] wei­
tergelei tet. 

- Erweiterung des juridischen Programms des 
Europarates 

Im Berichtsjahr hielt ein Unterkomitee, dessen 
Hauptaufgabe die Festsetzung eines langfristigen 
Programms mit  Prioritäten für die Arbeit des 
CC] ist, seine e rste Sitzung ab. 

- Anpassung der Grenzformalitäten an die 
derzeitigen Erfordernisse 

Ein Unterkomitee, das sich mit dem Problem 
der sogenannten "faux touristes" befaßt (das 
sind Personen, die als Touristen einreisen, u m  
dann i n  ein Arbeitsverhältnis einzutreten), h a t  
im Berimtsjahr einen Resolutionsentwurf aus­
gearbeitet, der dem Ministerkomitee vorgelegt 
wird. 
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Das Expertenkomitee für Grenzformalitäten 
befaßte sich auch 1 969 mit neuen Methoden der 
Grenzabfertigung 

Staatenimmunitäten (Prüfung mit dem Ziel 
der eventuellen Ausarbeitung eines überein­
kommens) 

Das Expertenkomitee über die Staatenimmu­
nität arbeitete im Berichtsjahr einen Konven­
tionsentwurf aus, der 35  Artikel und 2 Annexe 
umfaßt. Das Ministerkomitee wird sich 1 970 mit  
dem Entwurf befassen. 

Harmonisierung der nationalen Rechtsord­
nung auf dem Gebiet der Haftpflicht für 
Kraftfahrer 

Ein Experten·komitee hat sich 1969 mit der 
Ausarbeitung eines Konventionsentwurfes befaßt. 
Hauptaufgabe war die Festlegung der Ausnahme 
von dem Prinzip der absoluten Haftpflid1t des 
Fahrzeughalters. 

- Harmonisierung des Patentrechts 

Für 1 972 ist eine internationale Diplomaten­
konferenz unter den Auspizi en des Europarates 
und des BIRPI zur Revision der Europäischen 
K onvention für eine Patentklassifizierung vor­
gesehen. Die Vorarbeiten für diese Konrferenz 
sind im Gange. 

- Heimschaffung Minderjähriger 

Das Ministerkomitee hat sich an mehreren 
Sitzungen mit  dem Konventionsentwurf über 
diese Frage befaßt. 

Ein Expertenkomitee beschäftigte s ich weiters 
im Berichtsjahr mit  der Frage der Beziehungen 
zwischen dem Konventionsentwurf und den 
anderen Konventionen des Europarates, die 
strafrechtliche Materien regeln. 

- Internationale Geltung von Strafurteilen 
Das Ministerkomitee leitete den Konventions­

entwurf der Beratenden Versammlung zur 
Stellungnahme weiter. 

2 3  

Möglichkeit, es für die Verhütung von Vergehen 
einzusetzen. Die Mitgliedstaaten werden einge­
laden, nach jeweils fünf Jahren über die Durch­
führung dieser Resolution zu bericht.en. 

- Strafrechtliche Aspekte der arkotika 
Ein Unterkomitee befaßte sid1 im B.erid1tsjahr 

mit den soziologischen und kriminologischen 
Aspekten der arkotika und den Möglid1keiten 
einer gemeinsamen europäischen Poli t ik bezüg­
l ich der Suchtgifte. 

- Registrierung der Testamente 

Ein Expertenkom i tee befaßte s,ich im Berichts­
jahr mit  den Möglichkeiten einer Empfehlung an 
die Regierungen. 

Harmonisierung der Modalitäten der Pro­
grammierung juristischer Daten in  elektro­
nische Datenverarbeitungsanlagen 

Ein Expertenkomitee befaßte sich mit  den 
Mögl'i d1keiten einer Programmierung völker­
rednlicher Verträge, allgemeiner jurist ischer 
Texte sowie Rechtsstatistiken in Datenverar­
beitungsanlagen. 

5. Empfehlungen und Resolutionen der Beraten­
den Versammlung 

E m p f e h  l u  n g 542 :  Erbrecht im Bereich der 
Landwi rtschaft 

Das Ministerkomitee übermittelte diese Emp­
fehlung den Regierungen zur Stellungnahme. 

E m p f e h  I u n g 549:  Verjährung der 
brechen gegen ,die 
Menschlichkeit 

Ver-

Das Ministerkomitee hat die A nregung der 
Beratenden Versammlung, ein Expertenkomitee 
mit der Ausarbeitung einer europäischen Kon­
vention im Gegenstand zu betrauen, aufgenom­
men. Die Arbeiten finden im Rahmen des Euro­
päischen Komitees für strafrechtliche Probleme 

- Regelung von Kompetenzstreiti gkeiten 
Strafrechtssad1en 

lJ1 (CEPC) statt. 

Ein Expertenkomitee hat die Arbeiten für eine 
Konvention über die überlassung von Strafver­
folgungen im Berid1tsjahr weitergeführt .  

- Vereinheitl id1ung 
Verkehrsunfällen 

der Strafsanktionen bei 

E m p f e h  I u n g 550 : Volljährigkeit 

Das Mi nisterkomitee hat ein Expertenkomitee 
im Rahmen des CC] mit der Behandlung dieses 
Problems betraut. 

E m p f e h l u n g 561 : Schutz der Minderjähri­
gen vor Mißhandlungen Ein Unterausschuß von Regierungsexperten 

hat sid1 aud1 1 969 mit dieser Frage befaßt. Di ese Empfehlung wurde vom M inister­
komitee den Regierungen zur Stellungnahme 

die übermittelt. - Einfluß von Informationsmedien auf 
Straffäll igkei t ] ugendlicher 

Nachdem das Ministerkomitee 1 968 eine Reso­
lution betreffend den Einfluß der Presse ange­
nommen hatte, behan·delte es in der Resolu­
tion (69) 6 den Einfluß des Kinos. Diese Reso­
lution behandelt hauptsächlich die erzieherische 
und kulturelle Aufgabe des K inos sowie (lie 

E m p f e h  I u n g 564:  Erwerb der Staatsbürger­
sd1aft des Aufenthal tes 
durch Flüchtlinge 

Das Ministerkomitee hat im Berid1tsjahr diese 
Empfehlung zusammen mi t  der R e s  0 I u­
t i o n  4 1 7  und der D i r e k t i v e  292 in der 
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gleichen Sache zur Kenntnis genommen. Die Dis­
kussion über die Empfehlung wird erst 1 970 
abgeschlossen werden. 
E m p f e h  I u n g 571 : Vereinfachtes Zol1-

system für im Reisege­
päck mitgeführte Waren­
und Geschenksendungen 

ach einem vorläufigen Gedankenaustausch 
über dieses Problem im Berichtsjahr wird sich 
da Ministerkomitee auch weiterhin damit be­
fassen. 
R e s  0 l u  t i o n  402 : Schaffung einer europä­

ischen Rechtskommi sion 
Im Beridusjahr hat das Ministerkomitee seine 

Antwort auf diese Empfehlung nod1 nicht 
definitiv beschlossen. 

6. Konferenz der Dekane juridischer Fakultäten 

Das Ministerkomitee beschloß im Beridmjahr 
die Abhaltung einer weiteren Konfer,enz im Jahr 
1 9 7 1  und betraute ein Organisationskomitee mit 
deren Vorbereitung. 

7. Europäi ches Rechtskolloquium 

Im Juli 1 969 wurde in London em Europä­
isd1cs Redltskolloquium mi t  dem Thema "La 
reparation du prejudice moral" ("Ersatz für 
nichtmateri lien Schaden") abgehalten. Die Er­
gebnisse dieser Tagung werden bei der Ausarbei­
tung des künftigen Arbeitsprogramms des CCJ 
berücksichtigt werden. 

III-32 der Beilagen XII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 25 von 37

www.parlament.gv.at



2 S  

., 

V. SOZIALE FRAGEN 

A. Sozialordnung und Sozialarbeit 

1. Mitteilungsblatt über Sozialpolitik 

Im Berichtsjahr wurde die S.  und 6. Nummer 
dieses Mitteilungsblattes publiziert. 

2. Stipendienprogramm für Angehörige der So­
zialdienste 

a) I n d i v i d u e i l  e S t i  p e n d  i e n 
Das Auswahlkomitee vergab im Berichtsjahr 
96 Stipendien. 

b) S t i p e n d i e n  f ü r  k o o r d i n i e r t e  
F o r s c h u n g s a u f g a b e n  
Das Thema des Programms 1 969 war "Die 
Wiedereingliederung körperlidl oder geistig 
behinderter Personen" 

Das Programm für 1 970 sieht die Behandlung 
des Themas "Die sozialen Aspekte der Jugend­
arbeitslosigkeit" vor. 

3. Abkommen auf sozialem Gebiet 

a) E u  r 0 p ä i s c h e S 0 z i a I c h  a r t  a 
Das Komitee unabhängiger Experten - neben 

dem Regierungsexpertenkomitee, der Beratenden 
Versammlung und dem Ministerkomitee eines der 
Kontrollorgane für die Anwendung der Charta -
arbeitete 1 969 einen umfangreichen Beridl t  über 
die gemäß A rtikel 21 der Charta eingelangten 
Berichte der Vertragsstaaten aus. 

Osterreich ratifizierte im Berichtsjahr die 
Charta, die es bereits 1 963 unterzeichnet hatte. 

b) E u  r 0 p ä i s c  h e 0 r d n u n  g d e r  S o  z i­
a l e  n S i c h  e r h e i t s a m  t Z u s a  t z­
p r o t o k o l l  

Osterreidl beabsidltigt dieses Abkommen 1 970 
zu unterzeichnen. 

c) E u  r 0 p ä i s c h e K 0 n v e  n t i o n  ü b e  r 
S o z i a l e  S i c h e r h e i t  

Das Ministerkomitee beschloß erst nach Vor­
liegen der Erläuternden Bemerkungen über den 
gegenständlichen Konventionsentwurf zu be­
schließen. 
d) L u r 0 p ä i 5 C h e s  S t a t  u t f ü r  G a s  t­

a r b e i t e r  
Das G mi sm te Komitee, das mit der Modifi­

zierung der die Gastarbeiter und ihre Familien 
betreffenden Regelungen befaßt ist, hielt im Be­
rid1tsjahr weitere Tagungen ab. 

e) E u  r 0 p ä i s c h e  s S t a t  u t f ü r  J u n g­
a r b e i t e r  

Das Sozialkomitee hat  im Berichtsjahr die Dis­
kussion über den gegenständlichen Konventions­
entwurf nodl nicht abgeschlo sen. 

f) A b s t i m  m u n g v o n  M a ß  n a h  m e n 
z u m  S c h u t z  d e r  G e s u n d h e i t  d e r  
A r b e i t e r  a m  A r b e i t s p l a t z  

Ein mit  dem Studium dieser Frage beauftragtes 
Unterkomitee legte 1 969 einen Bericht vor, der 
Gegenstand einer Konvention oder einer Emp­
fehlung werden kann. 

4. Sozialkomitee 

Das Sozialkomitee h ielt 1 969 seine 27. und 
28 .  Tagung ab. Die wichtigsten Themen waren: 

Europäi dle Konferenz der Arbeits- und So­
zialminister 

Das Sozialkomitee befaßte sim mit der Er­
stellung eines Tagesordnungsentwurfes für 
diese Konferenz. 
Sozialer und remtlimer Schutz unverheirate­
ter Mütter und deren Kinder 

Das Sozialkomitee hat  einen Resolutionsent­
wurf im Gegenstand angenommen und wird auf 
seiner nädlsten Tagung aum die juristismen 
Aspekte dieses Problems diskutieren. 
- Soziale und sozialmedizinische Politik für 

alte Mensdlen 
Das Sozialkomitee hat einen Resolutionsent­

wurf ausgearbeitet, der aum die Vorsmläge des 
Komitees für Volksgesundheit berücksichtigt. 

- Katastrophenhilfe 
Der von der Liga der Rotkreuzgesellschaften 

ausgearbeitete Berid1t  wurde vom Sozialkomitee 
zur Kenntnis genommen und den Mitgliedstaaten 
zur Stellungnahme übermittelt. 
- Austausch von Jungarbeitern 

Das Sozialkomitee hat ein Unterkomitee zur 
Behandlung dieses Fragenkomplexes eingesetzt. 
- Die soziale Stellung der Frau in Europa 

Die Mitgliedstaaten wurden eingeladen, Stel-
lungnahmen hiezu zu formulieren. 

Aufbau und Methoden einzelner sozialer 
Maßnahmen zur Verhinderung des Zusam­
menbruches der Familie, der Vernamlässigung 
der Kinder und der Jugendkriminalität 

Das Sozialkomitee hat die Veröffentlimung 
dieses Berichtes beschlossen. 
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5 .  Sonstige Tätigkeit auf sozialem Gebiet 

oziale Aspekte der Saison chwankungen 111 

der Beschäftigung von Arbeitnehmern 
Das Min isterkomitee hat mit Resolution (69) 

10 den Mitgliedsregierungen empfohlen, den im 
Bericht des Sozialkomitees aufgezeigten Richt­
lin ien zu folgen und alle fünf Jahre hierüber zu 
berichten. 

- Sozialer Aufstieg der Arbeitnehmer durdl be­
ruflidle Weiterbildung 

Mit Resolution (69) 23 hat das Mini ter­
komitee die Regierungen eingeladen, die beruf­
l iche Weiterbildung der Arbeitnehmer zu unter­
stützen. 

B. Teilabkommen 

Osterreich ist am "Teilabkommen" (TA) der 
sieben Staaten der Westeuropäischen Union (da 
sind die EWG-Staaten und Großbritannien) nur 
hinsichtlich der Arbeiten des Gemi chten Aus­
schusses für die Wiedereingliederung und Wieder­
ansteIlung Behinderter sowie hinsichtl ich der Ar­
beiten des Sozialkomitees (TA) beteiligt. Seit 
1 967 nimmt Osterreich an den Arbeiten zweier 
Unterausschüsse de Sozialkomitee (TA) tei l :  an 
dem für Betriebs icherheit und Hygiene (mecha­
nische Fragen) und für Betriebs icherheit und 
Hygiene (chemisdle Fragen). 

C. Gesundheit und Hygiene 

Die Tätigkeit des Europarates auf dem Gebiet 
des öffentlichen Gesundheitswesens erfolgt in 
enger Zusammenarbeit mit der Weltgesundheits­
organisation. 

Das Europäisci1e Komitee für Volk gesundheit, 
seine Unterkomitees und Arbeitsgruppen be­
faßten sidl im Berichtsjahr mit folgenden Fragen : 

a) S t ä n d i g e  A r b  e i t e  n 
überprüfung von Empfehlungen und Ab­

kommen des Europarates auf dem Gebiet der 
Volksgesundhei t. 

1. Medizinisches Stipendien programm 
1. individuelle Stipendien 

1 969 wurden Stipendien an 1 69 Kandidaten 
vergeben. Der Auswahl- und Auswertungs­
ausschuß für medizinische Stipendien, in 
dem Osterreich vertreten ist, nahm i m  No­
vember 1 969 die Vorselektion für 1 970 
vor. 

2 .  Stipendien für koordinierte ForsdlUng 
Das Thema lautete 1 969 "Neue Entwid(­
lungen der Rauschgiftsüchtigkeit und 
Volksgesundheit". Für 1 970 wurde als Ar­
beitsthema "Kinderunfälle als Problem des 
öffentlidlen Gesundheitswesens" gewählt .  

Ir. Der 5 .  Europäisdle Kurs auf dem Gebiet der 
Blutübertragung fand 1 969 in Rom statt 

b) A r  b e i  t e  n, d i e  m i t  
e i n e s  b e s t i m m t e n 
e n d e t  s i n d  

E r r e i c h u n g  
Z i e i e  s b e-

Gründung einer Europäischen Bank für seltene 
Blutgruppen in Amsterdam 

Diese Bank nahm im Berichtsjahr ihre Tätig­
keit auf und wird vorläufig für fünf Jahre Bei­
h ilfen vom Europarat erhalten. In der Bank wer­
den Vorräte seltener Blutgruppen angelegt, bei 
einer Temperatur von - 1 90°C aufbewahrt und 
können dann im Austausch oder Ausleihverfahren 
weitergegeben werden. 

- Auswirkungen des Lärms auf die Gesundheit 
und Lärmbekämpfung 

Mit der Entschließung (69) 1 empfiehlt das 
Mini terkomitee den Regierungen konkrete 
Maßnahmen zur Lärmbekämpfung, besonders 
auf dem Gebiet der Städteplanung. 

enkung der ärztlichen Behandlungskosten 

Eine gemischte Arbeitsgruppe (drei Experten, 
die vom Sozialkomitee, und drei, die vom Komi­
tee für Volksge undheit bestimmt werden) hat 
im Bericht jahr ihre Arbeit abgesdllossen und in 
ihrem Bericht die otwendigkeit einer besseren 
Koordinierung zwi chen der Präventiv- lmd Heil­
behandlung betont. 

- Au tausdl von Muttermilch 
Das Komitee für Volksgesundheit hat den Ent­

wurf einer Empfehlung angenommen. 

- medizinisdle Aspekte der sportlichen Betäti­
gungen 

Das Komitee für Volksgesundheit hat den von 
der Arbeit gruppe vorgelegten Resolutionsent­
wurf in etwas abgeänderter Form angenommen. 

Vereinheitl ichung der Ausbildung und Gleich­
wertigkeit der Diplome der Fachkräfte in 
medizinischen Laboratorien 

Die Arbeitsgruppe hat eine Empfehlung aus­
gearbeitet, die vom Komitee für Volksgesundheit 
in ergänzter Form angenommen wurde. 

- überführung von Leichen 
Die 1 968 gegründete Arbeitsgruppe hat im Be­

ridltsjahr einen Konventionsentwurf ausgearbei­
tet. Eine weitere Arbeitsgruppe wird sici1 mit  
den redltlidlen Aspekten diese Problems befas­
sen. Die Mitgliedstaaten sind eingeladen, zu dem 
Konventionsentwurf Stellung zu nehmen. 
- Hämoglobinometrie (Aufstellung einer euro­

päischen Norm) 
Nachdem die Arbeit des Europarates mit  der 

allgemeinen Anerkennung der europäischen 
orm abgeschlossen war, nahm der Exekutivrat 

der WHO auf seiner 42. Sitzung über Vorschlag 
eines Expertenkomitees die Norm ebenfalls an. 
Der Europarat wird sidl weiterhin finanziell an 
dem Projekt beteiligen. 
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c )  N e u  e A r b e i  t e  n 1 - Tran plantation von Organen 

. . . . ' Vorerst befaßt sich ein Unterkomitee, in dem 
Normung der statIstischen Daten uber dIe Osterreich vertreten ist mit der Ausarbeituno 
Verbreitung von Straßenverkehrsunfällen eines Konventionsentwu ;'fes über Hist kompati� 

bilität. 

D. Empfehlungen der Beratenden Versammlung 

Osterreich ist Mitglied einer Arbeitsgruppe, die E m p f e h  I u n g 502 : Weiterführung einer be-
die Ergebnisse von Musteruntersuchungen ver- zahlten beruflichen Tä-

Pathologische Zustände, die die Fahreignung 
beeinträchtigen und deren Auswertung 

werten soll. 

Untersuchung der gesundheitlichen Aspekte 
der Raumordnung und insbesondere der Aus­
wirkungen des wachsenden Anteils der alten 
Menschen in im Niedergang begriffenen Indu­
striegebieten 

Probleme der Anreicherung des Trinkwassers 
in Europa mit Fluor 

Osterreich wird in dieser Arbeitsgruppe, die 
1 970 ihre Tätigkeit aufnimmt, durch einen 
Juristen vertreten sein. 

tigkeit durch Rentner 

Das Ministerkomitee wies in seiner Arbeit dar­
auf h in, daß den Wünschen der Beratenden Ver­
sammlung bereits in der Resolution über soziale 
und sozialmedizinische Politik für alte Menschen 
Rechnung getragen wurde. 

E rn  p f e h  I u n g 562 : Umwelthygiene 

Die Regierungen wurden vom Ministerkomitee 
eingeladen, sich über die Notwendigkeit der Ein­
setzung eines Expertenkomitees und einer Euro­
päischen Deklaration über Umwelthygiene auszu­
sprechen. 
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VI. BERUFSAUSBILDUNG, BEVÖLKE RUNGS- UND FLÜCHTLINGSWESEN 

A. Berufsausbildung - (69) 9 :  T e  i I n a h  m e d e r  G a s  t a r  b e i-

1. Berufsausbildung von nichtqualifizierten Arbei­
tern 

1 969 wurden Stipendien an Arbeiter au Zy­
pern, Griechenland, Island, Malta und der Türkei 
vergeben. Gastland war die Schweiz. 

2. Berufsausbildung von Instruktoren/Eleven 

1 969 wurden Stipendien an InstruktOren/ le­
ven aus Zypern, Griechenland, Malta und der 
Türkei vergeben. Ga t1and war Schweden. 

3 .  Berufsausbildung von I nst ruktoren/Praktikan­
ten 

Im Rahmen der Berufsausbildung von Instruk­
tOren/Praktikanten wurden 1 969 Stipendien an 
Teilnehmer folgender Länder vergeben : Oster­
reidl, Belgien, Dänemark, Frankreich, Luxemburg, 
Norwegen, Smweden und der chweiz. 

B. Bevölkerungs- und Flüchtlingswesen 

t e r  a m  B e t r i e b s l e b e n  d e s  
A u f e n t h a l t s s t a a t e s  

Das Mini terkomitee empfiehlt den Mitglieds­
regierungen Mittel und Wege, um die Beteiligung 
de eingewanderten Arbeiters am Leben seines 
Betriebes im Gastland sicherzustellen. 

3. rbeitsprogramm des Beraterausschusses 

Im Berichtsjahr befaßte sich der Berateraus­
dlUß in besondere mit folgenden Themen:  

Einschulung der Kinder von Wanderarbei­
tern 

Arbeit icherheit für Wanderarbeiter 

4.  Europäisches Statut für Wanderarbeiter 

Ein Komitee befaßte sim auch im Berichts­
jah r mit dem Entwurf die es Statuts. Nadl Ab­
sdlluß der Prüfung des tatuts Anfang 1 970 wird 
der Entwurf den nationalen Gewerkschaft - und 
U n terneh merorganisationen zu r Begu tachtung 

1 .  1 3. Tätigkeitsbericht des Sonderbeauftragten übermittelt werden. 
für Flüchtlinge und Überschußbevölkerung 

Das Ministerkomitee nahm den 1 3 . Tätigkeit -
bericht, der s idl insbesondere mit der Situatiun 
der Wanderarbeiter und Fragen der Berufsausbil­
dung befaßt, zur Kenntn is. 

5.  Empfehlung 565 

Antwort auf den 1 3 . Tätigkeitsbericht des Son­
derbeauftragten für Flüdltlinge und übersmuß­
bevölkerung. 

2. Das Ministerkomitee verabschiedete folgende Das Ministerkomitee wi rd diese Empfeh lung 
Resolutionen erst Anfang 1 970 beantworten. 

- (69) 7 :  R ü c k k e h r  v o n  G a s  t a r b e i­
t e  r n 

Das Ministerkomitee empfiehlt den Mitgl ieds­
regierungen, Gastarbeiter und deren Familien 
nach Rückkehr in die Heimatländer bei der Wie­
deransiedlung behilflich zu sein. 

- (69) 8: U n t e r b r i n g u n g  v o n  G a s t­
a r b e i t e r n  

Diese Resolution dringt darauf, daß Gastarbei­
ter in ordentlimen Wohnungen untergebracht 
werden, weil dies ein wichtiger Faktor für ihre 
Anpassung an das Leben des Gastlandes ist. 

C. Europäische Bevölkerungskonferenz 

Das Organisationskomitee für die 2. Euro­
päisme Bevölkerungskonferenz befaßte sich auf 
seinen bei den Tagungen im Berichtsjahr mit den 
Möglichkeiten der Realisierung der Forsmungs­
aufgaben betreffend die sechs vorgesehenen 
Konferenzthemen (Altern der Bevölkerung, 
Sterblichkeit, Frumtbarkeit, Wanderungsbe­
wegungen, Bedarf an demographismen Angaben 
und Stand von Lehre und Forsmung auf dem 
Sektor der Demographie) und finanziellen Aspek­
ten der Organisation der Konferenz. 
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VII. NATUR- UND LANDSCHAFTS SCHUTZ 

Das Komitee zum Schutz der Natur und der 
Naturschätze hielt im Berichtsjahr seine 8. Ta­
gung und befaßte sich - ebenso wie das Euro­
päische Informationszentrum für Naturschutz­
fragen - vor allem mit den Vorbereitungen für 
das Eu ropäisch e Na tursch u tz jahr 1 970 sowie der 
Europäischen Naturschutzkonferenz, die vom 
9. bis 1 2. Feber 1 970 in Straßburg stattfinden 
soll .  

a) E u r 0 p ä i s c h e s D i p  1 0 m  
t u r s c h u t z g e b i e t e  

f ü r  N a-

Die Überreichung des 1 967 an die Krimmler 
Wasserfälle verliehene Diplom fand am 30.  Mai 
1 969 in Salzburg durch den damaligen General­
sekretär des Europarates, Peter Smithers, statt. 

gliedstaaten des Europarates und verschiedenen 
internationalen Organisationen eingeladen wer­
den, weiter. 

f) R e s 0 I u t i o n  e n 
k o m i t e e s  

d e s  M i  n i s t  e r-

(69) 3 6 :  Erhaltung der Landschaft 

Die Regierungen werden mit dieser Resolution 
eingeladen, bei der Raumordnung auch den 
Naturschutz zu berücksichtigen. 

- (69) 26: Vergiftung des Rheinwassers 

Das Ministerkomitee ersucht die Regierungen, 
ihre Zusammenarbeit im Hinblick auf die Ab­
stimmung von Gemeinschaftsaktionen gegen 
Wasserverschmutzung zu intensivieren. 

b) E u  r 0 p ä i s c h e  s I n  f 0 r m a t i o n  s z e n- - (69) 3 7 :  Meeresverschmutzung 
t r u m  f ü r  N a t u r s c h u t z f r a g e n  

Im Berichtsjahr wurden zwei weitere Infor­
mationsbulletins publiziert. 

c) P u b  I i k a t  i o n  e n 

1 969 erschien eine Publikation über von Aus­
rottung bedrohte Tiere. Weitere derartige Ver­
öffentlichungen sind geplant. 

d) N a t u r s  c h u t  z j a h r 1 970 

Die Vorbereitungen des Europäischen Komi­
tees zum Schutz der Natur und der Naturschätze 
für die Gestaltung des Natursdlutzjahres 1 970 
gingen auch im Berichtsjahr weiter. 

Die Regierungen werden eingeladen, die Un­
tersuchung von Folgen der Meeresverschmutzung 
aktiv weiter zu verfolgen. Das Ministerkomitee 
legte besondere Betonung auf Maßnahmen zum 
Schutz der Meeresflora und -fauna. Weiters hat 
das Ministerkomitee eine Studie über die Mög­
lichkeiten verlangt, Unfälle wie die Torrey­
Canyon-Katastrophe zu vermeiden. Die Re­
gierungen werden weiters ersucht, dem Sekre­
tariat der IMCO die Ergebnisse ihrer Forschung 
und Experimente über mechanische und chemi­
sdle Hilfsmittel zur Verhütung unbeabsichtigter 
Verschrnutzung durdl Kohlenwasserstoffe zu 
übermitteln. 

g) E m p f e h  I u n g e n  
V e r s a m m l u n g  

d e r  B e r a t e n d e n  

e) E u  r 0 p ä i s e h e  
f e r e n z  

N a  t u  r s e h  u t z  k 0 n- E m p f e h  I u n g 555 : Entwurf emer Euro-

Die Konferenz, die vom 9. bis 12 .  Feber 1 970 
in Straßburg stattfinden wird, steht unter dem 
Thema "Der Mensch und seine Umgebung". Im 
Berichtsjahr gingen die Vorarbeiten für diese 
Konferenz, zu der auch Vertreter von Nichtmit-

päischen Konvention 
gegen Gewässerver-
schrnutzung 

Das Ministerkomitee leitete diese Empfehlung 
an die Ad-hoc-Studiengruppe des europäischen 
Komitees zum Schutz der Natur und der Natur­
schätze zur Stellungnahme weiter. 
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VIII. SONSTIGES 

A. Gemeinde- und Regionalangelegenheiten 

1 .  Das Arbeit programm 1 969/1 970 um faßt 
zum ersten Mal ein Kapitel über die zwischen­
staatlichen Tätigkeiten des Europarates im Be­
reich der Gemeinde- und Regionalangelegenhei­
ten. Die Vorschläge für diese Tätigkeiten gehen 
auf drei Institutionen zurück : 

a) Den Ausschuß für die Gebiet körperschaften 
im Rahmen der Beratenden Versamm lung : 

Auf Veranlassung dieses Aus chusses hat die 
Versammlung eine Reihe von Empfehlungen 
über die Anpassung der örtlichen Strukturen 
verabsdl iedet ; der Aussd1uß hat außerdem einen 
grundlegenden Bericht "Die Raumordnung, em 
europäisches Problem" veröffen tlid1 t. 

b) Die Europäische Gemeindekonferenz, 

eine repräsentative Versammlung der Bürger­
meister, Gemeinderats- und Regionalratsverbände 
und anderer örtlicher Verwaltungsinstanzen der 
Mitgliedstaaten, die vom Ministerkomitee als be­
ratendes Organ und Fachgremium geschaffen 
wurde; Vorsitzender ist der Bürgermeister von 
Innsbruck, Dr. Alois Lugger. 

c) Das Ad-hoc-Komitee für die Zusammenarbei t 
in Gemeinde- und Regionalangelegenheiten, 

das sich aus hohen Beamten zusammensetzt und 
vom Ministerkomitee 1 969 in ein permanentes 
Komitee umgewandelt wurde. 

ad b) Das Ständige Komitee der Europäischen 
Gemeindekonferenz 

hielt 1 969 vier Tagungen ab, die sich mit der 
Vorbereitung der 8.  Tagung der Gemeindekonfe­
renz ( 1 970) und mit folgenden Themen befaßten : 

Aufwertung historisch oder künstlerisch 
wertvoller Gebäude und Anlagen, 
Europäisches Naturschutzjahr 1 970, 
Rationalisierung der örtlichen Verwaltung 
durch den Einsatz von elektronischen Daten­
verarbeitungsanlagen, 
Europatag, 

Grundsatzerklärung über lokale Autonomie, 

ad c) Das Ad-hoc-Komitee für die Zusammen­
arbeit in Gemeinde- und Regionalangelegenhei­

ten 
hielt im Oktober 1 969 seine 3. Tagung ab. Zu 
den behandelten Themen zählten : 

Maßnahmen der Regierungen zur Anpassung 
der Gemeindestrukturen, 
Au arbeitung einer Dokumentation auf dem 
Gebiet des Finanzwesens über die budgetären 
Strukturen, die finanziellen Beziehungen 
zwisdlen dem Staat und den Gemeinden so­
wie über die Möglichkeiten der Kreditauf­
nahme, 
Verwaltung und Finanzierung der für die 
Entwicklung der Städte erforderlichen Ein­
richtungen, 
Maßnahmen gegen die Wasserverunreinigung, 

Probleme der Entvölkerung der ländlichen 
Gebiete und der Wiederbelebung des Landes 
im Gleichgewicht zwischen Stadt und Land. 

2. Ein Komitee hoher Funktionäre befaßte sici1 
i m  Berichtsjahr mit  der Vorbereitung der Kon­
ferenz der für die Raumplanung zuständigen 
Minister, die vom 9. bis 1 1 .  September 1 970 in 
Bonn stattfinden wird. Es beschloß, folgende drei 
Themen auf die Tagesordnung der Konferenz zu 
setzen : 

Gegenwärtiger Stand und zukünftige Ent­
wicklung der Raumplanung in Europa, 
Stadtplanung und Bevölkerungskonzentration 
in Europa, 
Entwicklung der ländlichen und peripheren 
Gegenden in Europa. 

Das Ministerkomitee empfahl der BRD als 
Gastland, Beobamter aus Spanien, Finnland, Por­
tugal und J ugslawien zu dieser Konferenz einzu­
laden. 

3.  E rn  p f e h  I u n g e n  d e r  B e r a t  e n d  e n 
V e r  s a m  m I u n g :  

E rn  p f e h  I u n g 469 : Evolution der Ge-
meinde- und Regional­
strukturen in den Mit­
gliedstaaten des Europa-

Gemein·deaustausch, Verschwisterung 
schen Gemeinden, 

ZWI- rates 

Städtische Bodenprobleme. 
Das Ad-hoc-Komitee für die Zusammenarbeit 

in Gemeinde- und Regionalangelegenheiten wurde 
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vom Ministerkomitee beauftragt, weitere Unter­
suchungen über die Gemeinde- und Regional­
strukturen (Umfang, Bevölkerung, Verwaltung, 
Kompetenzen, Autonomie, usw.) durchzufüh ren. 

E rn  p f e h  I u n g 470 : Konvention über die 
regionale Zusammen-
arbeit in Europa 

Das Ministerkomitee hat die Voruntersuchun­
gen des Ad-hoc-Komitees für die Zusammen­
arbeit in Gemeinde- und Regionalangelegenheiten 
zur Kenntnis genommen, jedoch besd110ssen, 
diese Aktivität nicht in das A rbeitsprogramm 
1 969/ 1 970 aufzunehmen. 

E rn  p f e h  l u  n g 526: Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der R aum­
planung i m  Rahmen des 
Arbeitsprogramms 

Das Ministerkomitee genehmigte die Publ ika­
tion der Broschüre über "Die sozialen Aspekte 
der regionalen Entwicklung" und leitete die 
Empfehlung an das Komitee hoher Funktionäre 
für die Vorbereitung der Raumplanungsmini ster­
konferenz weiter. 

E rn  p f e h  I u n g 556: Landnutzungs-
probleme bei der Städte­
planung in Europa 

E rn  p f e h  1 u n g 557 :  Verwendung von Com­
putern in der Lokalver­
waltung 

Bei de Empfehlungen wurden vom Minister­
kom itee den Regierungen zur Stellungnahme 
übermittelt. 

E m p f e h  I u n g 541 : Finanzierung der truk­
turellen Anpassung i n  
der Landwirtsd1aft 

Das Ministerkomitee leitete die Empfehlung 
an die OE CD, die FAO und die EWG zur Stel­
lungnahme weiter. 

3 1  

E rn  p f e h  I u n g 524:  Hilfe des Europarates 
für den europäischen 
Gemeindeaustausch 

Das Ministerkomitee betont die Wichtigkeit 
d ieser Verbindungen auf regionaler Ebene, sieht 
sich jedoch nicht in  der Lage, mehr als eine 
symbolische finanzielle Zuwendung zu geneh­
mIgen. 

B. Baulichkeiten des Europarates 

Die französiche Regierung hat im Berichtsjahr 
dem Europarat einen Kredit  bis zu 70 Mil l ionen 
Francs für die Errichtung eines Gebäudekom­
plexes angeboten, der über die erforderlichen 
Räumlichkeiten für die Beratende Versammlung, 
das Ministerkomitee und das Generalsekretariat 
verfügen soll. Technische Fragen der Bauaus­
führung werden erst 1 970 im Ministerkomitee 
behandelt werden. 

C. Konsultativstatus 

E m p f e h l u n g e n  
540 u n d  554:  

Zuerkennung des Kon­
sultativstatus an nicht­
staatliche internationale 
Organisationen 

Nachstehende Organisationen erhielten im Be­
richtsjahr den Konsultativstatus beim Europarat 
zuerkannt :  

K a t  e g o  r i e I :  
Internationaler Bund der Rechtsanwälte 
Internationaler Jagdrat 

K a t e g o r i e I I :  
- Internationale katholisd1e Land- und Bauern­

jugend (IMCAR Y) 

Europäische Föderation für die Wohlfahrt 
älterer Menschen (EURAG) 
Zentrum für den Weltfrieden durch Recht 
Internationale Vereinigung junger Rechts­
anwälte 
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AN N E X  

Übersicht über die Übereinkommen des Europarates unter Berücksichtigung ihrer 
Geltung für Österreich (Stand Anfang 1 970) 

A. Übereinkommen, die Österreich unterzeichnet und ratifiziert hat : 

1 .  Allgemeines . . bereinkommen über Pri . egien und Immunitäten des Europarates. 

2. Zusatzprotokoll zum Allgemeinen bereinkommen über die Privilegien und Immunitäten 
des Europarates . 

3. Zweites Zusatzprotokoll zum Allgemeinen Übereinkommen über die Privilegien und Im-
murutäten des Europarates. 

4. Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten. 

5. Zusatzprotokoll zur Konvention zum chutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten. 

6. Erklärungen im inne des rtikel 25 der Konvention zum chutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten (Individualbeschwerde ; 1967 auf drei Jahre erneuert) . 

7. Erklärungen im Sinne des rtikels 46 der Konvention zum chutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten (obligatorische Jurisdiktion des Europäischen Gerichtshofes der Menschenrechte 
auf Basis der Gegenseitigkeit ;  1 967 auf drei Jahre erneuert). 

8. Europäisches bereinkommen über die Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse. 
9. Europäisches Kulturübereinkommen. 

1 0. Europäisches Übereinkommen über die Gleichwertigkeit der Studienzeit an Universitäten. 

1 1 .  Abkommen betreffend den Au tausch von Kriegsversehrten zum Zwecke der ärztlichen 
Behandlung. 

12. Europäisches Abkommen über die Regelung des Personenverkehrs zwischen den Mitglied­
staaten des Europarates. 

1 3. Europäisches Übereinkommen über die friedliche Beilegung von Streitigkeiten. 

1 4. Europäi che Konvention über die Gleichwertigkeit der akademischen Grade und Hoch­
schulzeugnisse. 

1 5 .  uropäisches bereinkommen über die vorübergehende zollfreie Einfuhr von medizinisch­
chirurgischem und Laboratoriumsmaterial. 

1 6 .  Viertes Zusatzprotokoll zum Allgemeinen .. bereinkommen über die Privilegien und I m­
munitäten des Europarates (betrifft die Richter des Europäischen Gerichtshofes der Menschenrechte). 

1 7 .  Übereinkommen betreffend die Anwendung des Europäischen Abkommens über inter­
na tionale Handelsschiedsgerichts barkeit . 

1 8. Zweites Zusatzprotokoll zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten, womit dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte die Zuständigkeit zur Abgabe von 
Rechtsgutachten zuerkannt wird . 

1 9 .  Drittes Zusatzprotokoll zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Gru ndfrei­
heiten betreffend Abänderung der Artikel 29, 30 und 34 der Konvention. 

20. Europäisches Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen . 

2 1 .  Viertes Zusatzprotokoll zur } onvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten, womit die Liste der durch die Konvention garantierten Rechte und Grundfreiheiten erweitert 
wird. 
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22. Fünftes Zusatzprotokoll zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten, das das Wahlverfahren der Mitglieder der Kommission und des Gerichtshofes für Menschen­
rechte betrifft (Artikel 22 und 40 der Konvention). Das Abkommen ist noch nicht in Kraft. 

23. Europäische Sozialcharta. 

24. Europäisches Auslieferungsabkommen. 

B. Ü bereinkommen, die Österreich zwar unterzeichnet, aber noch nicht ratifiziert hat : 

1 .  Europäisches Niederlassungsabkommen : 
Die Vorarbeiten zur Einleitung des Ratifikationsverfahrens sind im Gange. 

2. Europäisches Abkommen über den Austausch therapeutischer Substanzen menschlichen 
Ursprungs : 

Die Vorbereitung des Ratifikationsverfahrens ist im Gange. 

3.  Europäisches Übereinkommen über die obligatorische Haftpflichtversicherung von Kraft-
fahrzeugen : 

Di", Vorarbeiten zur Einleitung des Ratifikationsverfahrens sind im Gange. 

4. Europäisches Übereinkommen betreffend Haftpflicht im Gastgewerbe : 
Die Vorbereitung des Ratifikationsverfahrens ist im Gange. Zunächst wird die Verabschiedung 

des Bundesgesetzes über die Ieuordnung der Gastwirtshaftung abgewartet. 

5. Europäisches Abkommen über die Ausgabe eines internationalen Gutscheinheftes an Kriegs­
und Zivilinvalide betreffend die Reparatur von Prothesen : 

Das Ratifikationsverfahren ist im Gange. 

6. Europäisches Übereinkommen über die Verminderung der Fälle mehrfacher Staatsangehörig­
keit und Militärverpflichtung in Fällen mehrfacher Staatsangehörigkei t :  

Die Vorbereitung der Ratifikation ist im Gange. 

7.  Europäisches Abkommen betreffend die berwachung bedingt verurteilter oder bedingt 
entlassener Personen : 

Die Ausarbeitung der Erläuternden Bemerkungen ist im Gange. 

8. Europäisches Übereinkommen über die Ahndung von Verkehrs straf taten : 

Die Frage der anläßlich der Ratifikation vorzubringenden Vorbehalte wird interministeriell 
geklärt. Die Herstellung einer gemeinsamen deutschsprachigen Übersetzung ist im wesentlichen 
abgeschlossen. Die Ausarbeitung der Erläuternden Bemerkungen ist im Gange. 

9. Europäisches Übereinkommen über die Vereinheitlichung der Schiedsgerichtsbarkeit : 
Eine gemeinsame deutsche bersetzung sowie die Erläuternden Bemerkungen befinden sich 

in Ausarbeitung . 

1 0 .  Europäische Konvention über Fremdwährungsschulden : 
Die Ausarbeitung der Erläuternden Bemerkungen ist i m  Gange. 

1 1 .  Europäische Konvention über die konsularischen Funktionen samt zwei Protokollen : 
ach Herstellung der gemein amen deutschen Übersetzung wurde das Begutachtungsverfahren 

durch die zuständigen Fachressorts eingeleitet. 

12. Europäische Konvention betreffend den Schutz internationaler Tiertransporte : 
Unterzeichnet am 1 9 .  Dezember 1 969. 

13. Europäische Ordnung der Sozialen Sicherheit : 
Unterzeichnet am 23 . Jänner 1 970. 

C. Übereinkommen, die Österreich weder unterzeichnet noch ratifiziert hat : 

1 .  Drittes Zusatzprotokoll zum . bereinkommen über die Privilegien und Immunitäten des 
Europarates : 

Betrifft Wiederansiedlungsfonds ; Österreich ist nicht Mitglied. 

2. Vorläufiges Europäisches Abkommen über die Soziale Sicherheit unter Ausschluß der Alters-, 
Invaliditäts- und Hinterbliebenenversicherung. 
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3.  Zusatzprotokoll zum vorläufigen Europäischen bkommen über die Soziale Sicherheit 
unter Ausschluß der Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenversicherung. 

4. Vorläufiges Europäisches bkommen über die Soziale icherheit auf dem Gebiet der Alters-, 
Invaliditäts- und Hinterbliebenenversicherung. 

5.  Zusatzprotokoll zum vorläufigen Europäischen Abkommen über die Soziale Sicherheit auf 
dem Gebiet der Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenversicherung. 

6. Europäisches bereinkommen über die soziale und ärztliche Hilfeleistung (Europäisches 
Fürsorgeabkommen). 

7.  Zusatzprotokoll zum Europäi ehen bereinkommen über die soziale und ärztliche Hilfe­
leistung. 

8. Zusatzprotokoll zur Europäischen Ordnung der ozialen Sicherheit . 

9. Der Vertrag betreffend Ausarbeitung eines europäischen Arzneimittelbuches (Pharma­
kopöe) 

Der Vertrag wurde im Rahmen des Teilabkommen geschlossen, an dem Österreich nicht 
beteiligt ist. 

10. Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen über die Gleichwertigkeit von Reife­
zeugnissen. 

1 1 .  Europäisches übereinkommen betreffend die Antragsformalitäten bei Patentanmeldungen : 
Derzeit ist der Entwurf eines Bundesgesetzes in Vorbereitung, das die Voraussetzung für die 

völkerrechtliche Annahme des Europäischen bereinkommens betreffend die Antragsformalitäten 
bei Patentanmeldungen darstellt. 

1 2 .  Europäisches übereinkommen betreffend die internationale Klassifikation von Patenten : 
Die völkerrechtliche Annahme dieses bereinkommens durch Österreich wird in naher Zl�kunft 

möglich sein. 

1 3 .  Vertrag über die ereinheitlichung gewisser Elemente des Patentrechtes : 
Hinsichtlich des Vertrages über die Vereinheitlichung gewisser Elemente des Patentrechtes 

bestehen innerhalb der österreichischen Wirtschaft schwerwiegende Bedenken, sodaß seine Annahme 
im jetzigen Stadium ausgeschlossen erscheint. Falls sich jedoch zahlreiche europäische Staaten diesem 
Vertrag anschließen sollten, wird eine überprüfung der österreichischen Haltung zu erwägen sein. 

1 4. Europäisches übereinkommen über den ustausch mittels Fernsehfilm : 
Das im Gegenstand befaßte Ressort, die rheberverbände, der Fachverband der Filmindustrie 

Österreichs und die Gewerkschaft Kunst und freie Berufe haben sich zur Frage des Beitritts negativ 
ausgesprochen . 

1 5. Europäisches übereinkommen über den Schutz von Fernsehsendungen : 
Die zuständigen Bundesministerien haben sich auf Grund der negativen Stellungnahmen der 

i nteressierten Körperschaften bi her gegen eine Unterzeichnung dieses übereinkommens aus­
g esprochen. 

1 6. Protokoll zum Europäischen übereinkommen über den Schutz von Fernsehsendungen : 

1 7 .  Europäisches Abkommen betreffend die Zurverfügungstellung von medizinischen Hilfs­
mitteln auf dem Gebiet der Sonderbehandlung und thermoklimatischen Therapie : 

Die zuständigen Fachressorts haben Bedenken geäußert, jedoch wird die Frage einer allfälligen 
Unterzeichnung geprüft. 

1 8. Europäisches Abkommen über den Austausch von Blutgruppenreagentien : 
Die zuständigen Fachressorts haben Bedenken gegen die Unterzeichnung geltend gemacht. 

1 9 .  Europäisches Abkommen über die Aufhebung des Sichtvermerkszwanges für Flüchtlinge : 
� in Beitritt zu diesem Abkommen kann nach Auffassung des zuständigen Ressorts i m  Hinblick 

auf die besondere Lage Österreichs nicht in Erwägung gezogen werden. 

20. Europäisches übereinkommen über die Reise Jugendlicher mit Kollektivpässen : 
Österreich besitzt bereits eine sehr liberale Regelung dieser Materie und beabsichtigt nicht, dem 

Übereinkommen beizutreten. 

2 1 .  Europäisches Abkommen zur Unterbindung von Radiosendungen, die von außerhalb 
nationaler Territorien gelegenen Stationen ausgestrahlt werden. 2· 
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22. Europäisches Niederlassungsabkommen für Gesellschaften : 
Die Unterzeichnung dieses Abkommens ist vorgesehen. 

23. Europäische Konvention über die Annahme an Kindes Statt. 

24. Europäisches Abkommen über die Ausbildung von Krankenpflegerinnen. 

25. Europäisches übereinkommen betreffend die Aufhebung der Legalisierung diplomatischer 
und konsularischer Urkunden. 

26. Europäische Konvention betreffend die Einschränkung im Gebrauch gewisser Detergentien 
in den Wasch- und Reinigungsmitteln : 

Der Vertrag wurde im Rahmen des Teilabkommens ausgearbeitet, in dem Österreich nicht 
Mitglied ist. 

27. Europäische Konvention zum Schutz des archäologischen Erbes. 

28. Europäisches Abkommen betreffend Personen, die an Verfahren vor der Menschenrechts­
kommission oder dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte teilnehmen. 

29. Europäisches Abkommen für "au pair"-Verhältnisse. 

30. Europäisches Abkommen über die Weiterzahlung von Stipendien an Studenten, die 1m 
Ausland studieren. 

• 
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